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Hiermit wird angeordnet, dass 


jeder Nichterwerbstätige* sich 
bis längstens 30. April 2000 bei 
der für seinen Bezirk zustän- 
digen Menschenverwertungs- 
stelle zwecks Zuteilung einer 
seinen Fähigkeiten angemes- 
senen Tätigkeit im Dienste der 
Bürgergemeinschaft zu mel- 
denhat. 


Mitzubringen sind: 
Meldezettel, Befreiungs- 


schein, Sozialversicherungs- 


Wien, im April 2000, 


karte, Leumundszeugnis, ein 
handgeschriebener Lebens- 
lauf in zweifacher Ausfer- 
tigung, zwei Passfotos, nicht 
älter als 3 (in Worten: drei) 
Monate sowie ATS 320,- 
Bearbeitungsgebühr. 

Die Nichtbeachtung des ge- 
genständlichen Aufrufs wird 
mit dem sofortigen und totalen 
Entzuge sämtlicher Bürger- 
rechte geahndet, und zwar auf 
der Stelle! 


Deine von Dir ermächtigte Regierung 


” * Froud 
rgers* Freud 
Des Burg 


Sei ihm seine Pflicht! 


* desgleichen gilt für alle alleinstehenden, alleinerziehenden und nicht mehr mit der Aufzucht 
von Kindern befassten Frauen, sowie im Allgemeinen für sämtliche Bürgerinnen ohne häusliche 


Pflichten im weiteren Sinne, deren Einkommen weniger als ATS 300.000,- pro Jahr beträgt. 
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Liebe Leserin, lieber Leser! 


nu 
sterreich ist ein normales 


Land“, so tönt es von 
rechtsaußen bis zu den 
Linkspatrioten von SPÖ und 
Grünen. Zu dieser Normalität 
gehört offenbar auch die hi- 
storische Amnesie von Regie- 
rungspolitikerinnen. Auf die 
Erzählung eines NGO-Ver- 
treters, daß auf seiner Hei- 
matinsel Rhodos vor dem 
Zweiten Weltkrieg 2000 Ju- 
den lebten, nachher jedoch 
nur mehr sechs, reagierte die 
freiheitliche Sozialministerin 
Sickl mit der Nachfrage, wo- 
hin denn der Rest „gegangen“ 
sei. Es ist kaum vorstellbar, 
daß solch eine Person in ei- 
nem der Staaten, die einst von 
Deutschen und Österreichern 
überfallen wurden, am näch- 
sten Tag noch ein Regie- 
rungsamt bekleidet hätte. Das 
ist die Normalität in westli- 
chen Demokratien. In Öster- 
reich hingegen haben wir es 
mit der Normalität einer post- 
nationalsozialistischen Ge- 
sellschaft zu tun. 

In den letzten Heften von 
Context XXI wurde mehrfach 
auf die Gemeinsamkeiten so- 


wohl von der FPÖ und al- 
len anderen Parlamentspar- 
teien als auch von der öster- 
reichischen und der resteu- 
ropäischen Politik verwie- 
sen. Dennoch gibt es auch 
Unterschiede. Festmachen 
lassen sich diese vor allem 
am Antisemitismus. So sehr 
der Rassismus und Nationa- 
lismus eines Haider jenem 
von sämtlichen westeu- 
ropäischen demokratischen 
Normalstaatsrassisten und 
-nationalisten ähnelt, ist 
doch immer wieder darauf 
zu verweisen, daß die öster- 
reichische Gesellschaft der 
Zweiten Republik aus dem 
NS hervorgegangen ist. Und 
nur in solch einer Gesell- 
schaft kann die mit sämtli- 
chen Motiven des sekun- 
dären Antisemitismus arbei- 
tende antisemitische Agita- 
tion Haiders und anderer 
FPÖler in der Form funk- 
tionieren, wie wir es seit 
geraumer Zeit erleben müs- 
sen. Nicht zuletzt deshalb 
geht es im vorliegenden Heft 
nicht nur um die sozial-, 
wirtschafts- und kriegspoli- 


tischen Vorstellungen der 
FPÖ-ÖVP-Koalition, son- 
dern auch erneut sowohl um 
den rassistischen und anti- 
semitischen Konsens der 
österreichischen Bevöl- 
kerung als auch, in Anknüp- 
fung an das Heft 1/2000 von 
Context XXI, um den Ver- 
such einer allgemeinen theo- 
retischen Durchdringung an- 
tisemitischer Projektionen. 
Anstatt die Konsequen- 
zen daraus zu ziehen, daß je- 
der Versuch, Österreich zu 
denken, immer auch heißt, 
Auschwitz zu denken, spie- 
len sich zahlreiche Linke als 
wahre Anwälte des Volkes 
auf. Das Volk ist aber nichts 
anderes als der sich selbst 
zum Maßstab aller Dinge 
setzende nationalistische 
Mob, der bewußtlose wie fa- 
natische Reflex auf den 
Zwang zu Staatsloyalität und 
Kapitalproduktivität. Das 
scheint viele Demonstrie- 
rende jedoch nicht zu stören, 
und so kann man dann in 
einigen Flugblättern Aufrufe 
zum „Widerstand des Volkes 


gegen den Neoliberalismus“ 


IN EIGENER SACHE 


lesen - eine Formulierung, 
mit der kaum ein Neonazi 
Probleme hätte. 

Über 


und Globalisierung wird es 


Neoliberalismus 


in nächster Zeit erneut hefti- 
ge Debatten geben. Ende 
September findet in Prag die 
Tagung von Weltbank und 
IWF statt, wogegen linke 
Gruppen bereits jetzt mobi- 
lisieren. Wir hoffen, mit dem 
Text von Michael Heinrich 
über den globalisierten Kon- 
kurrenzkapitalismus etwas zu 
den zu erwartenden Diskus- 
sionen beitragen zu können. 
Im nächsten Heft von Con- 
text XXI wollen wir die eher 
theoretisch gehaltenen Aus- 
führungen von Heinrich 
durch Beiträge zur Diskussi- 
on um die Besteuerung von 
Spekulationsgewinnen er- 
gänzen. Darüber hinaus pla- 
nen wir für die Doppelnum- 
mer 3+4/2000 einen kleinen 
Schwerpunkt zu „Wider- 
stand“, mit dem wir versu- 
chen wollen, etwas zur 
grundsätzlichen Reflexion 
der bisherigen Aktivitäten ge- 
gen die blau-braun-schwarze 
Regierung beizutragen. 


STEPHAN GRIGAT 
APRIL 2000 


Context X 


Schottengasse 3A/1/59, A-1010 Wien 
Telefon ++43-1-535 11 06, Telefax: ++43-1-532 74 16 
E-mail: contextXXI@mediaweb.at 


Medieninhaber: Bureau N° 2 - Agentur für Kommunikation und In- 
formation Herausgeberin: Arbeitsgemeinschaft für Wehrdienstver- 
weigerung, Gewaltfreiheit und Flüchtlingsbetreuung Redaktion: diE 
nOt, Manfred Gmeiner, Stephan Grigat (koordinierender Redakteur), 
Elfriede Hufnagl, Markus Kemmerling, Markus Pinter, Alexander 
Schürmann-Emanuely (Hereingeber der Internet-Ausgabe) und Robert 
Zöchling (geschäftsführender Redakteur) AutorInnen dieser Ausgabe: 
Michael Heinrich, Christoph Kaindel, Robert Kogler, Florian Markl, 


Kera Nagel, Heribert Schiedel, Veronika Wittmann Titelgraphik: 
diE nOt Layout: Kemmerling Zöchling & Partner Medien- und In- 
formationsdienste KEG, Schottengasse 3a/1/4/59, 1010 Wien, Tele- 
fon 533 14 27, Telefax 532 74 16 Hersteller: Resch & Vana, Rosina- 
gasse 19, 1150 Wien, Telefon 89 32 358, Telefax 89 32 358-4 
Offenlegung: Der Medieninhaber ist zu 100% Eigentümer, von sonst 
nichts und sonst niemand; grundlegende Richtung: Kritik, insbe- 
sondere Gewalt- und Herrschaftskritik Abo: 250,- ATS/Jahr; Förder- 
abo: 700,- ATS/Jahr; Ausland: 350,- ATS/Jahr, Übersee: 450,- 
ATS/Jahr bitte für die Empfängerin spesenfrei überweisen oder bar 
zusenden. Bitte keine Vorauszahlungen — Rechnung abwarten Mit- 
gliedschaft ARGE WDV: 500,- ATS/Jahr; ermäßigt: 350,— ATS (inkl. 
Abo Context XXI) Konto: 0521-07281/00 bei Creditanstalt-Bankver- 
ein (BLZ 11.000) Context XXI ist Mitglied der VAZ - Vereinigung 


alternativer Zeitungen und Zeitschriften. 


http://contextXXlI.mediaweb.at « Die nächste gedruckte Ausgabe erscheint am 26. Juni 


2/2000 


Sozialer Nonsens, 
rassistischer Konsens 


Die neue Koalition be- 
treibt eine Transforma- 
tion der Sozialpartner- 
schaft. Kritikerinnen 
sollten sich dennoch 
nicht auf die „soziale 
Frage" konzentrieren. 


Von HERIBERT SCHIEDEL* 


*) Heribert Schiedel ist freier 
Mitarbeiter im Dokumenta- 
tionsarchiv des österreichi- 
schen Widerstands. 


eit dem Wahlerfolg der 

FPÖ und ihrer Koaliti- 
onsvereinbarung mit der 
ÖVP ist in zahlreichen Arti- 
keln zu Recht auf die Ge- 
meinsamkeiten von sozialde- 
mokratischer und freiheitli- 
cher Politik verwiesen wor- 
den. Insbesondere im Bereich 
der Migrationspolitik liegen 
diese Gemeinsamkeiten so 
offen zu Tage, daß der jetzige 
Versuch der SPÖ, sich als 
Anwalt der von der FPÖ 
drangsalierten AusländerIn- 
nen aufzuspielen, nur noch 
lächerlich ist. 

Differenzen der Freiheit- 
lichen zur SPÖ bestehen je- 
doch im Bereich der Organi- 
sation des Sozialen. Schon der 
bisherigen Sozialpartnerschaft 
war ihr Ursprung in korpora- 
tistisch-reaktionären Model- 
len und in der Volksgemein- 
schaftsideologie anzusehen. 
Die sich bereits abzeichnen- 
de neue Form der Austra- 
gung von Konflikten zwi- 
schen Kapital und Arbeit 
weist jedoch bereits offen fa- 
schistischee Züge auf. 
Zunächst soll es der Gewerk- 
schaft, die laut FPÖ „in ihrer 
bisherigen Form (...) längst 
ihre Existenzberechtigung 
verloren (hat)“,! an den Kra- 
gen gehen. Die neue Regie- 
rung plant, den Gewerk- 
schaften das Recht, auf der 
Makroebene Löhne auszu- 
handeln, weitgehend zu ent- 
ziehen. Statt dessen sollen 
Lohn- und Arbeitszeitver- 
handlungen in den jeweiligen 
Betrieben stattfinden. Die 
Vorstellung vom strengen, 


aber gerechten „Unterneh- 
mer“, der sich mit seinen Ar- 
beiterInnen ohne störende 
Gewerkschaften ins Einver- 
nehmen setzt, entstammt der 
FPÖ-Programmatik und er- 
innert an die NS-,„Betriebs- 
gemeinschaft“. Haider selbst 
begeisterte sich unlängst im 
Interview mit dem Organ des 
Movimento Sociale für den 
faschistischen Korporatismus: 
Er nennt dort die stände- 
staatliche Organisation des 
Sozialen ein „Ziel, das er- 
reicht werden soll“.2 Sein Ko- 
alitionspartner wiederum ver- 
ehrt immer noch den austro- 
faschistischen Miniführer 
Dollfuß, der die 1934 eta- 
blierte Diktatur ebenfalls 
ständestaatlich verbrämte. 
Gleich den FaschistInnen hal- 
ten auch deren Nachkommen 
die disziplinierende Kraft der 
Arbeit hoch: Langzeitarbeits- 
lose sollen künftig zu „gem- 
einnützigen“ Hilfsarbeiten 
gezwungen werden können. 

Die sozialdemokratisch 
dominierten Gewerkschaften 
üben sich angesichts des neu- 
en Kurses, der als Umvertei- 
lung von unten nach oben 
und Angriff auf ArbeiterIn- 
nenrechte begriffen wird, be- 
reits in Drohgebärden. Hat- 
ten sie vorangegangene Ein- 
schnitte ins Sozialsystem 
noch mehr oder weniger still- 
schweigend hingenommen, 
geben sie sich nun kämpfe- 
risch. Das allerorts gefürch- 
tete Ende des sozialen Frie- 
dens wirft die Frage auf, was 
die ÖVP und mit ihr maß- 
gebliche Teile der heimischen 
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Bourgeoisie beim Ein- 
schwenken auf den offenen 
Konfrontationskurs angetrie- 
ben hat. In einer Mischung 
aus Selbstüberschätzung, 
Machtrausch 


anschaulicher Verselbstän- 


und welt- 


digung rückten sie vom er- 
folgreichen Kurs der sozial- 
partnerschaftlichen und ma- 
teriellen Integration ab. Das 
neue Integrationsmodell, in 
welchem die FPÖ den Part 
der SPÖ übernimmt, könnte 
sich aber als nicht minder 
erfolgreich entpuppen. 
Während es die Sozialde- 
mokratie in der fordistischen 
Blütezeit 
„kleinen Leute“ vor allem 


vermochte, die 


über materielle Transferlei- 
stungen an sich und den 
Staat zu binden, erfolgt die 
Integration nunmehr in erster 
Der 
integrale Nationalismus hat 
hierbei 
Sozialpatriotismus abgelöst. 
War letzterer noch bestimmt 


Linie ideologisch. 


erfolgreich den 


von positiver Identifikation 
der ÖsterreicherInnen als 
BürgerInnen eines neutralen, 
international angesehenen 
und prosperierenden Staates, 
so dominiert bei ersterem die 
aggressive Abgrenzung vom 
(inneren) Ausland. Unter 
dem Schlachtruf „Österreich 
zuerst!“ bildet Haider eine 
exklusive Gemeinschaft, die 
sich nunmehr in erster Linie 
negativ bestimmt. Zentrale 
Größen hierbei sind - auf- 
bauend auf den jahrhunder- 
tealten antisemitischen Tra- 
ditionsbestand - kollektiver 
Verfolgungswahn, Bunker- 
mentalität und Rassismus. 
Daneben spielt Haider in 
der neuen Koalition die schon 
in der Bewegungsphase ein- 
geübte Rolle als „Anwalt der 
kleinen Leute“ weiter. Anstatt 
der Sozialdemokratie beglei- 
tet nun er den fortgesetzten 
Sozialabbau mit sozialen 
Phrasen. Damit die Demago- 
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gie in dieser Inszenierung 
nicht zu offensichtlich wird, 
trat Haider formal als FPÖ- 
Obmann zurück. Dieser 
spektakuläre Schritt, der von 
AnhängerInnen und Kritiker- 
Innen als letztes Vorspiel zur 
Kanzlerschaft gesehen wird, 
erlaubt ihm das Verharren in 
der Opposition. Den Feldzug 
gegen „Bonzen“ und „Büro- 
kraten“ wird Haider künftig 
auch als nationalen Abwehr- 
kampf gegen das Ausland 
führen. Dementsprechend fiel 
auch die erste Reaktion Hai- 
ders auf die EU-Maßnahmen 
aus: „Diese Bürokraten haben 
offenbar Angst, dass eine po- 
litische Kraft wirksam wird, 
die sich den Bürgern mehr 
verbunden fühlt als dem Kar- 
tell der Mächtigen.“ > 


Linke Freundinnen 

des Volkes 

Bereits am 12. November 
1999 versammelten sich in 
Wien tausende um das öko- 
nomische Wohl der Heimat 
besorgte ExportbürgerInnen, 
um gegen eine „Koalition mit 
dem Rassismus“ zu demon- 
strieren. Gestört wurden sie 
dabei nur von einer kleinen 
Gruppe von AntirassistInnen, 
die etwa eine sozialdemokra- 
tische Spitzenfunktionärin mit 
einem Pfeifkonzert bedach- 
ten. Zu Recht: Es waren näm- 
lich gerade Sozialdemokrat- 
Innen, die mit ihrer Politik als 
Durchlauferhitzer des Rechts- 
extremismus agierten. 
Tatsächlich gibt es kaum ei- 
nen FPÖ-Vorschlag zur Ein- 
dämmung der „Überfrem- 
dung“, welcher nicht von der 
sozialdemokratisch geführten 
Koalition umgesetzt worden 
wäre. Das blau-schwarze Mi- 
grationsregime unterscheidet 
sich daher auch kaum vom 
vorangegangenen und es 
überrascht keineswegs, wenn 
Haider über die (ergebnislo- 
sen) Koalitionsverhandlungen 
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mit der SPÖ berichtet, sie hät- 
ten eine Übereinstimmung in 
der „Ausländerfrage“ an den 
Tag gebracht. 

Diese Einigkeit hat ihre 
Ursache nicht zuletzt in der 
weitgehend gemeinsamen so- 
zialen Basis der beiden Par- 
teien, den ArbeiterInnen. 
Diese sind in politischer Hin- 
sicht als Mischung aus Lum- 
penproletariat und Kleinbür- 
gertum zu qualifizieren. Ihr 
Überlaufen zur FPÖ, die mit 
47% in diesem Segment nun 
voran liegt, ist in erster Linie 
mit rassistischen Einstellun- 
gen zu erklären. 

AntifaschistInnen, die sich 
immer noch nicht von der 
Vorstellung des österreichi- 
schen Proletariats als poten- 
tiell revolutionäres Subjekt 
verabschiedet haben, müssen 
sich die überproportionale 
Zustimmung zur FPÖ unter 
ArbeiterInnen jedoch ir- 
gendwie erklären, ohne daß 
ihre Liebe zur fehlgeleiteten 
Klientel Schaden nimmt. 
Gerne wird hier anstelle des 
Rassismus die soziale Depri- 
vation als Erklärungsansatz 
herangezogen. Im Wählen 
der FPÖ äußere sich nicht 
vor allem eine Aggression ge- 
gen Gruppenfremde, son- 
dern bloß eine „Unzufrie- 
denheit“. Es erscheint als 
Protest gegen die für den So- 
zialabbau maßgeblich ver- 
antwortliche Sozialdemokra- 
tie. Als Gegenstrategie wird 
dann der Kampf zur Rettung 
des Wohlfahrtsstaates ausge- 
rufen, 

Dieser massenorientierte 
Flügel der Linken greift wie 
die rot-grüne Opposition vor 
allem die Regierung an und 
schweigt über deren Massen- 
Hatten die linken 
VolksfreundInnen schon vor- 


basis. 


her Schwierigkeiten damit, 
den Rassismus von unten als 
solchen zu benennen, gerät 
er nun vollständig aus dem 
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Blick. Statt dessen wird dem- 
agogisch ein Widerspruch 
zwischen der Regierung und 
dem „Volk“ als deren Opfer 
behauptet. Einige Demon- 
strantInnen der letzten Tage 
brachten ihre theoretische 
Verlotterung auch in Parolen 
wie „Wir sind das Volk“ zum 
Ausdruck. Der linke „Wi- 
derstand“ gegen die blau- 
schwarze Regierung, der den 
Rassismus nur an der politi- 
schen Macht bekämpft, ver- 
sucht vor allem mit Anti-So- 
zialabbauparolen massen- 
wirksam zu werden. Unver- 
sehens findet er sich dabei in 
einer Front mit den sozialde- 
mokratischen Gewerkschaf- 
ten, welchen die Rolle als 
Stütze des institutionellen 
Rassismus nachgesehen wird. 
Schließlich treiben einige 
„WiderstandskämpferInnen“ 
die Opferrhetorik noch wei- 
ter und inszenieren ihr En- 
gagement als Kampf gegen 
eine Art faschistischer Dikta- 
tur. Dabei orientieren sie sich 
an den Vorbildern aus dem 
patriotischen Widerstand ge- 
gen den Nationalsozialismus, 
dessen Symbol „O 5“ wieder 
das Straßenbild 


prägt, und verdrängen, dass 


Wiener 


weniger die Regierung Öster- 
reich „Nazi-Land“ 
macht als der massenhafte 


zum 


Antisemitismus und Rassis- 
mus. Wenn die Regierung die 
Kritik mit dem Verweis auf 
ihre demokratische Legiti- 
mität abzuwehren versucht, 
so kommt sie dabei der Rea- 
lität näher als jene, die in der 
Koalition eine Diktatur ge- 
gen das Volk sehen. Die 
Möglichkeit eines „demokra- 
tischen Faschismus“, von 
welchem Michael Scharang 
schon 1986 sprach, kommt 
den massenorientierten Lin- 
ken nicht in den Sinn. 

Der auch von ausländi- 
schen KritikerInnen dauernd 
strapazierte „antitotalitäre 


Gemeinsamer Nenner 
von ÖVP und FPÖ? 
Austrofaschist Dollfuß 


Konsens“ wird seine Wir- 
kungslosigkeit bald offenba- 
ren. Wenn nur der Grad der 
Frontstellung gegen die libe- 
rale Demokratie als Aus- 
grenzungskriterium genom- 
men wird, gehört die demo- 
kratische FPÖ auch am eu- 
ropäischen Parkett bald da- 
zu. Einer offiziellen Proble- 
matisierung des Rassismus 
von FPÖ und Anhang steht 
die ideologische wie politi- 
sche Realität Schengen-Eu- 
ropas im Weg. Es wird daher 
Aufgabe der europäischen 
Linken sein, die Tatsache, 
dass die FPÖ den ausgren- 
zend-repressiven Charakter 
der „europäischen Wertege- 
meinschaft“ ohne Phrase 
verkörpert, gegen die „Fest- 
ung Europa“ zu wenden. MI 


1 Neue Freie Zeitung Nr. 
6/2000 

2 Linea, 17. 10. 1999 

3 ORF-Mittagsjournal, 
29. 1. 2000 
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Nationaler Schulterschluß 
beim Österreich-Gespräch 


VON FLORIAN MARKL* 


*) Florian Markl studiert 
Politikwissenschaft in Wien 


N achdem das Publikum am 15. März ins- 
gesamt rund dreieinhalb Stunden lang 
das sogenannte „Österreich-Gespräch“ über 
sich ergehen lassen mußte, zog ORF-Genera- 
lintendant Weis ein zufriedenes Resümee. 
Wenn Österreich in Europa Erfolg haben wol- 
le, müsse es als geeintes Land auftreten, als 
geschlossene Gemeinschaft des Volkes ohne 
störende Zwischentöne. Überraschend war 
dieses Ergebnis nicht, hatte Weis doch gleich 
zu Beginn klargestellt, worum es gehen soll- 
te: Es sei nicht immer einfach, „zwischen Tat- 
sachen, bloßen Vermutungen und Gerüchten, 
zwischen Wichtigem und Nebensächlichem 
zu unterscheiden und Wahres und Falsches 
auseinanderzuhalten.“ Und weil das alles nicht 
so einfach sei, war eine große Runde beste- 
hend aus den Spitzen von Politik, Wirtschaft, 
Medien, Wissenschaften und Religion ange- 
treten, um den angesichts der ach so kompli- 
zierten Lage möglicherweise verwirrten Öster- 
reicherInnen die richtige Orientierung zu ge- 
ben. Es wurde ausgiebig die „Tatsache“ er- 
läutert, daß das arme Österreich vollkommen 
ungerechtfertigterweise Angriffen aus dem 
EU-Ausland ausgesetzt sei; daß, wer (wie etwa 
der außenpolitische Sprecher der SPD-Bun- 
destagsfraktion) an Lobreden Haiders für ehe- 
malige Waffen-SSler erinnere, bloß „Vermu- 
tungen“ und „Gerüchte“ in die Welt setze und 
darüber hinaus nur „Vorurteile“ perpetuiere; 
daß Österreich das „Wichtige“ sei, das es zu 
verteidigen gelte, wohingegen es sich bei der 
Angst von SchwarzafrikanerInnen vor ras- 
sistischen Übergriffen durch die Polizei bloß 
um „Nebensächlichkeiten“ handle, für die 
mensch allerdings keinesfalls die FPÖ ver- 
antwortlich machen könne und daß „wir“ uns 
nur so präsentieren müßten, wie „wir“ sind, 
während die anderen EU-Staaten schon eine 
gehörige Portion Selbstkritik aufbieten soll- 
ten, um sich von ihren „falschen“, weil unbe- 
gründeten, Positionen zu trennen. Damit die 
gesamte Diskussion auch vom rechten Maß 
an nationaler Betroffenheit geprägt werden 
konnte, hatte der ORF Schulklassen eingela- 
den, die während einer Brüsselreise als Nazis 
und RassistInnen beschimpft worden waren. 
Der Auftritt eines Elite-Schülers des Wiener 


Theresianums, der schon mit siebzehn Jahren 
so aussieht, als sei er seit mindestens 30 Jahren 
beim christlich-konservativen Cartellverband, 
verfehlte denn auch seine Wirkung nicht. Bei- 
nahe kein/e Gesprächsteilnehmer/in ließ die 
Möglichkeit aus, sich angesichts des „schreck- 
lichen“ Schicksals der Jugendlichen „betrof- 
fen“ und „schockiert“ zu zeigen. Tatsächlich 
wurde die Sendung ihrem Titel voll gerecht. 
Die sattsam bekannten Reaktionsmuster des 
nach außen Schlagens und sich ins Recht Set- 
zens seitens der Regierungsparteien und de- 
ren Vorfeldorganisationen waren ebenso ver- 
treten wie der „besorgte“ Widerstand des „an- 
deren“ Österreichs. Kanzler Schüssel war um 
eine Normalisierung des Verhältnisses zu den 
EU-Staaten bemüht und wußte auch, wie die- 
se erreicht werden könne: Der „erste Schritt 
(müsse) die Suspendierung, die Aufhebung 
dieser unfairen und ungerechten Maßnahmen 
der vierzehn sein.“ Geradezu selbstkritisch 
zeigte sich dagegen EU-Kommisär Franz 
Fischler. Unabhängig von der außenpolitischen 
Situation müßten „wir“ unsere Geschichte 
aufarbeiten und uns auch mit Fragen ausein- 
andersetzen, die in Österreich gerade bei „den 
jungen Leuten eine Rolle spielen, wie“ — keine 
Angst, nicht der Nationalsozialismus — „der 
Proporz und ähnliches.“ Eine Vertreterin von 
SOS-Mitmensch machte deutlich, warum auch 
vom „anderen Österreich“ nichts zu erwarten 
ist: „Auch Rechtspopulismus ist explosiv. So 
wie Radioaktivität keine Grenzen kennt, kennt 
auch Rechtspopulismus keine Grenzen.“ Er- 
schreckend war nicht nur die blödsinnige Ana- 
logie, sondern der Umstand, daß dieses Sta- 
tement von einem Zettel abgelesen wurde und 
derartiger Unsinn also scheinbar als Resultat ei- 
nes längeren Nachdenkprozesses zu betrachten 
ist. Das Herumgezerre um einen „nationalen 
Schulterschluß“ zwischen allen Parlaments- 
parteien darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß es diesen bereits gibt. Denn selbst wenn 
nicht alle TeilnehmerInnen des „Österreich- 
Gesprächs“ diese Regierung unterstützen, so 
sind sich doch alle einig, daß mensch gemein- 
sam das Land verteidigen müsse. Es gibt, wie 
Kanzler Schüssel es abschließend formulier- 
te, eben doch nur ein Österreich. 
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Militärstrategie 2000 


Die Kriegsentwürfe von FPÖ und ÖVP 


as Programm der neuen 
en Regie- 
rung bietet in den Bereichen 
Sicherheit und Bundesheer 
keine großen Überraschungen. 
Mensch spürt förmlich die 
Freude, welche die VP-Ver- 
handlerInnen beim Aufsetzen 
der betreffenden Zeilen über- 
kommen haben muß. Endlich 
konnte frei heraus formuliert 
werden, ohne durch einen ver- 
fassungsrechtlich etwas ver- 
klemmten Koalitionspartner 
gestört zu sein. 

Die Abschaffung der Neu- 
tralität sowie die Aufrüstung 
des Landes konnten endlich 
offen angekündigt werden. 
Um Mißverständnissen vor- 
zubeugen: Zu den nun an- 
gekündigten Änderungen wä- 
re es aller Wahrscheinlichkeit 
nach auch bei Fortführung 
der alten Koalition gekom- 
men. Verteidigungsminister 
a. D. Werner Fasslabend kün- 
digte schon im Dezember 
1999, als noch fleißig an einer 
Neuauflage der SPÖ-ÖVP- 
Koalition gebastelt wurde, 
nach dem „Ende der nationa- 
len Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik“ einen „neuen 
Weg“ an.! Damit war die 
Neubewertung der öster- 
reichischen Interessen, also 
die Aufhebung der Beschrän- 
kung von Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik auf na- 
tionalstaatliches Territorium 
gemeint. Protest seitens der 


SPÖ blieb aus. 


Der Geist der europäi- 
schen Solidarität 

Die Bedrohungen, die eine 
Militarisierung notwendig ma- 
chen, werden nicht genannt. 
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Statt dessen wird der „Geist 
der europäischen Solidarität 
beschworen. Durch den Bei- 
tritt zu einer „europäischen 
Friedens-, Sicherheits- und 
Verteidigungsgemeinschaft“ 
soll das Bundesheer einen 
neuen Sinn bekommen. 
Österreich wird sich für die 
Schaffung dieser Gemein- 
schaft „aktiv und solidarisch“ 
einsetzen. Diese benötigt 
„effiziente gemeinsame Ent- 
scheidungsstrukturen‘“, 
„glaubwürdige zivile und mi- 
litärische Kapazitäten“ und 
soll durch eine „intensive eu- 
ropäische Kooperation im Be- 
reich der Rüstungsindustrie“ 
gekennzeichnet sein. Am Ran- 
de ist auch von nicht-militäri- 
schen Aspekten die Rede, die 
berücksichtigt werden sollen. 
Eine genauere Definition 
bleibt im Regierungsüberein- 
kommen aber aus. 

Die Bundesregierung wird 
sich für eine Beistandsgarantie 
nach Artikel 5 des NATO- 
Vertrages einsetzen. Die kol- 
lektive Selbstverteidigung, der 
Schutz des territorialen Be- 
standes der Mitgliedstaaten, 
wird allerdings von sekundä- 
rer Bedeutung sein. Vielmehr 
wird es um die Sicherung der 
Interessen jenseits der Bünd- 
nisgrenzen gehen. 

Das Neutralitätsgesetz soll 
so novelliert werden, daß es 
auf all diese Änderungen keine 
Anwendung findet, also auch 
de jure gegenstandslos ist. Auf 
die de facto Ausschaltung hat 
Wolfgang Schüssel bereits als 
Außenminister hingearbeitet. 
Damit kann auch das Kriegs- 
materialgesetz gelockert wer- 
den. So sollen die Ein-, Aus-, 


und Durchfuhr von Waffen 
zwischen EU-Staaten bewilli- 
gungsfrei gestellt und generel- 
le Überflugsgenehmigungen 
(Blockgenehmigungen) mög- 
lich werden. Die auch schon 
bisher kaum eingehaltene Be- 
schränkung auf den Einzelfall 
würde damit fallen. Außer der 
Gründung und dem Beitritt 
zu einem europäischen Mi- 
litärbündnis soll auch eine 
Mitgliedschaft in der NATO 
angestrebt werden. Um für 
„internationale Solidaritätslei- 
stungen“ und die „Teilnahme 
am gesamten Spektrum des 
europäischen Krisenmanage- 
ments (Petersberg-Aufgaben)“ 
gerüstet zu sein, soll das Bun- 
desheer in ein Freiwilligenheer 
umgewandelt werden. 

Auch die „Sicherstellung 
der materiellen Rahmenbe- 
dingungen für das Bundes- 
heer durch schrittweise An- 
hebung des Verteidigungs- 
budgets“ soll erreicht werden. 
Außerdem wird sich „Öster- 
reich (...) an der (...) europäi- 
schen Rüstungskooperation 
und den (...) Bemühungen zur 
Stärkung der industriellen Ba- 
sis der europäischen Verteidi- 
gung in vollem Umfang betei- 
ligen“. Die Westeuropäische 
Rüstungsgruppe (WEAG), 
der Österreich „als Vollmit- 
glied beitreten“ wird, ist um 
die Überwindung der seit En- 
de des Kalten Krieges herr- 
schenden Krise der europäi- 
schen Rüstungsindustrie 
bemüht. Die Weichen für ei- 
nen EU-Militärpakt sollen bis 
zum Ende der französischen 
Präsidentschaft gestellt sein. 
Sollte dies nicht eintreten, 
wird „der Außenminister“ er- 
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Die österreichische 
Strategie, mit der EU 
im Rücken, den Osten 
zu beglücken, leidet 
derzeit an den Sank- 
tionen der euro- 
päischen Partner. 


Von ROBERT KOGLER* 


*) Robert Kogler studiert 
Politikwissenschaft in Wien 
und war bis vor kurzem parla- 
mentarischer Mitarbeiter des 
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1 „Zur österreichischen Ver- 
teidigungspolitik“, in: 
ÖMZ, 2/2000, $. 192. 
Wenn nicht anders ange- 
geben, stammen die zitier- 
ten Stellen aus dem Regie- 
rungsübereinkommen. 

2 Vgl. dazu die Beiträge „Ju- 
goslawien und die neue 
Konkurrenz im Weltmaß- 
stab“ (Context XXI, Nr. 
6/99) und „Bombenge- 
schäfte“ (Context XXI, Nr. 
1/00) 

3 Werner Fasselabend 1993, 
zitiert nach: Gegenstand- 
punkt, Heft 3/1999, S. 209 

4 Ebd., $. 213 


mächtigt, die Sache weiter zu 
verfolgen. Da die genannten 
Änderungen im Koalitions- 
papier nicht als Vorschläge, 
sondern als Tatsachen formu- 
liert sind, kann davon ausge- 
gangen werden, daß die eben- 
falls genannte Volksabstim- 
mung über die Änderung der 
Sicherheitspolitik ähnlich wie 
beim EU-Beitritt lediglich eine 
nachträgliche Absegnung dar- 
stellen wird. 


Das Tor zum Balkan 

Für eine Interpretation der 
neuen österreichischen Si- 
cherheitspolitik lohnt ein Blick 
auf die Balkanpolitik Öster- 
reichs in den letzten Jahren. 
Österreich hat als erstes Land 
schon vor 1991 auf die Unab- 
hängigkeit von Slowenien und 
Kroatien gedrängt. Bis zum 
Einschwenken Deutschlands 
auf diese Linie stand es damit 
alleine da.2 Von diesem Bei- 
trag zum Ausbruch der Kriege 
im ehemaligen Jugoslawien ist 
in der österreichischen Süd- 
osteuropapolitik eine Konti- 
nuität bis zum neuen Regie- 
rungsprogramm abzulesen, 
deren markante Punkte der 
EU-Beitritt, Rambouillet und, 
als Ausdruck der historischen 
Verantwortung für die Regi- 
on, Nachbar in Not sind. 

Die von Mock und Freun- 
den betriebene Destabilisie- 
rung des Balkans war notwen- 
dig, um der Sicherheitspolitik 
neue Perspektiven zu geben. 
So entstand die „Möglichkeit, 
daß Österreich politisch, kul- 
turell und ökonomisch ver- 
stärkt in den ostmittel- und sü- 
dosteuropäischen Raum hin- 
einwirkt und dadurch seine vi- 
talen sicherheitspolitischen In- 
teressen — erstmals seit 1955 — 
aktiv bzw. präventiv in dieser 
Region zum Tragen bringt“. 
Diese Interessen kann Öster- 
reich, ob seiner militärischen 
Defizite, nicht ohne Unter- 
stützung wahrnehmen. Die 


Bundesregierung drängt also 
darauf, entscheidenden Ein- 
fluß in einem Militärbündnis 
zu erlangen. Dabei gibt es zwei 
Möglichkeiten, von denen — 
sicher ist sicher — beide wahr- 
genommen werden sollen. Es 
ist festzustellen, daß ein neu- 
es europäisches Militärbünd- 
nis, so der Tenor des Regie- 
rungsprogramms, bessere 
Möglichkeiten als eine NATO- 
Mitgliedschaft bietet. Wie das 
Beispiel Ungarns im Kosovo- 
krieg zeigt, haben neue (klei- 
ne) Länder in der NATO 
nicht viel zu melden. Es ist da- 
her unwahrscheinlich, daß die- 
ses Bündnis für die öster- 
reichische Politik instrumen- 
talisierbar wäre. Mehr Chan- 
cen rechnet sich die Bundes- 
regierung in der europäischen 
Friedens-, Sicherheits- und 
Verteidigungsgemeinschaft 
aus. Hier wäre Österreich von 
Anfang an dabei und „gleich- 
berechtigt eingebunden“. Die 
blauschwarze Koalition erhofft 
sich durch besondere Eifrig- 
keit bei der Gründung dieses 
Bündnisses entsprechenden 
Einfluß. Militärische Defizite 
sollen aber nicht nur durch be- 
sonderes politisches Engage- 
ment ausgeglichen werden. 
Vielmehr wird die Bundesre- 
gierung „alles daran setzen, 
um die Leistungsfähigkeit des 
Bundesheeres weiter anzuhe- 
ben und den Stellenwert in der 
Gesellschaft zu stärken“. 


Das Ende der Neutralität 

In Zeiten des Kalten Krieges, 
als militärische Gewaltaus- 
übung in Europa noch ein Ta- 
bu darstellte, konnte sich 
Österreich mit seiner bedingt 
neutralen Politik einen Namen 
machen. Seit jedoch Frieden 
wieder mit der Waffe herge- 
stellt wird, ist Österreichs Rol- 
le als allseits beliebter Frie- 
densstifter gefährdet. Das Di- 
lemma, auf die weltpolitische 
Ersatzbank verbannt zu wer- 


den - also Mitglied im erwei- 
terten Kader EU, aber nicht 
in der Kampfmannschaft 
NATO, WEU oder europäi- 
sche Verteidigungsgemein- 
schaft zu sein - soll tunlichst 
vermieden werden. Die Neu- 
tralität ist damit obsolet. Sie 
kann höchstens einer Frie- 
dens-, nicht aber einer Hege- 
monialpolitik dienen. Sie ver- 
hindert es, politisch auf allen 
Ebenen aktiv werden zu kön- 
Das 
gramm, als neuestes Indiz si- 


nen. Regierungspro- 
cherheitspolitischer Interessen 
des Landes, geht von folgen- 
der Überlegung aus: Nur 
wenn Österreich auch auf mi- 
litärischer Ebene aktiv wird, 
kann es als Tor zum Balkan an 
der „Neuordnung des Raums“ 
partizipieren.* Im Idealfall 
würden in einer Art Monar- 
chie-Revival wieder alle Fäden 
nach Südosteuropa über 
Österreich laufen. Verkehrs- 
technische Infrastrukturpro- 
jekte Militärbasen, 
Manöverplätze, Flugplätze 


wie 


und Transitrouten könnten 
der österreichischen Wirt- 
schaft neue Impulse geben. So 
wie die USA Lateinamerika als 
ihren Hinterhof betrachten, 
könnten Teile des Balkans zu 
einem Kleingartenverein un- 
ter österreichischer (und deut- 
scher) Leitung werden. 

Durch die Aufgabe der 
Neutralität und die damit 
verbundene Prioritätenver- 
schiebung will sich die Bun- 
desregierung neue Dimen- 
sionen für ihre Sicherheits- 
politik eröffnen. Neben der 
militärischen Komponente 
soll das vor allem „durch ver- 
mehrte Zurverfügungstellung 
von Polizisten für zivile Si- 
cherheitsaufgaben“ gesche- 
hen. So hätte Österreich von 
der Friedensschaffung, über 
die Friedenssicherung bis zur 
Normalität kapitalistischer 
Ausbeutungsverhältnisse im- 
mer ein Eisen im Feuer. 
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Der Kosovokrieg hat ge- 
zeigt, wie begrenzt der öster- 
reichische Einfluß trotz pro- 
minenter Beteiligung an den 
Verhandlungen in Rambouillet 
außerhalb eines Militärbünd- 
nisses ist. Aktive Neutralitäts- 
politik wurde schon lange 
nicht mehr betrieben. Die Po- 
litik der NATO wurde von 
österreichischer Seite in ihrer 
Gesamtheit nie in Frage ge- 
stellt. Ein linientreues Öster- 
reich war ab dem Bombarde- 
ment nicht mehr von Belang. 
Die scheinbar neutrale Rolle 
des österreichischen Ver- 
handlers Petritsch hatte ihren 
Zweck erfüllt, die Militärs 
wieder das Ruder übernom- 
men. Der neutrale Staat, nütz- 
lich um die Verhandlungen in 
Rambouillet als ernsthaften 
Versuch zur Deeskalation dar- 
zustellen, wurde nicht mehr 
gebraucht. 

Die Schlüsse daraus sind 
im  Regierungsprogramm 
nachzulesen. Wer nicht mit- 
bombt, hat nichts mehr zu 
melden. Daher tut Aufrüstung 
not. Die relative Gleichbe- 
rechtigung, die Österreich ge- 
genüber den anderen westli- 
chen Ländern auf diplomati- 
scher Ebene hat, wird jetzt auf 
militärischer Ebene angestrebt. 
Ein vorerst hoffnungsloses 
Unterfangen. Denn die durch- 
schnittlichen Verteidigungs- 
ausgaben der NATO-Staaten 
liegen bei 3,3 % des BIP. Ei- 
ne Anhebung auf dieses Ni- 
veau würde für Österreich ei- 
ne Vervierfachung bedeuten. 
Das ist auch unter der neuen 
Regierung nicht zu erwarten. 

Um sich auch nach Aus- 
bruch von Befriedungsaktio- 
nen Einfluß zu verschaffen, 
wird Österreich auch weiter 
seine historische Verantwor- 
tung für Südosteuropa gel- 
tend machen. Um das glaub- 
würdig tun zu können, wird 
es um die aktive Beteiligung 
an Militärinterventionen 


2/2000 


nicht herumkommen. Wer 
nur diplomatisiert, hat bei 
den Männern für’s Grobe 
nichts zu sagen. Einen gewis- 
sen Beitrag muß ein Land 
schon leisten. Klugerweise 
hat die Bundesregierung in 
ihrem Programm auch dafür 
schon Maßnahmen angekün- 
digt. Mögliche unerwünsch- 
te Nebenwirkungen antizi- 
pierend, kündigt sie ein „Sol- 
daten-Hilfeleistungsgesetz“ 
an. Es sieht analog zur Rege- 
lung bei Wachebediensteten 
eine einmalige Entschädi- 
gungszahlung von 1,5 Millio- 
nen Schilling für „Angehöri- 
ge von im Rahmen der 
Dienstausübung getöteten 
oder schwer beeinträchtigten 
Ressortangehörigen“ vor. 

Da der Weg zu Militär- 
bündnissen durch die Isolati- 
on der Regierung in der EU 
einstweilen blockiert ist, trifft 
Österreich andere vorberei- 
tende Maßnahmen zum Aus- 
bau seiner Stellung am Balkan. 
Zuletzt auf der „Geberkonfe- 
renz für Balkan-Krisenländer“ 
in Brüssel. Es wird wieder auf 
das bewährte Mittel der Näch- 
stenliebe, also Spenden, ge- 
setzt. Österreich überschlägt 
sich diesmal in den an sich 
selbst gestellten Anforderun- 
gen. Es tut sich als größter 
Spender für ein Projekt her- 
vor, das sich dem Umschrei- 
ben von Geschichtsbüchern 
widmet. Einseitige historische 
Darstellungen sollen korrigiert 
werden. Ein korrekter Um- 
gang mit der Vergangenheit, 
der im eigenen Land nicht ge- 
lingt, soll also vorerst anders- 
wo erprobt werden. 


Grenzen der 
Sicherheitspolitik 

Dank der Verbreitung einer 
entsprechenden Landkarte 
durch das Büro für Wehrpo- 
litik des Verteidigungsmini- 
steriums haben die Ideen Sa- 
muel P. Huntingtons beim 


Bundesheer große Bekannt- 
heit erlangt. Huntington geht 
in seinen fragwürdigen The- 
sen von einer Trennung der 
Erde in sieben Zivilisationen 
aus, entlang derer Konflikt- 
linien verlaufen. Diese Zivili- 
sationen werden im wesentli- 
chen als Kulturkreise definiert. 
Österreich liegt demgemäß im 
„Kulturkreis des Westens“, 
der sich von Nordamerika bis 
zu den katholischen Ländern 
Ostmitteleuropas erstreckt. 

Für jene, die dieser Welt- 
sicht verhaftet sind, stellen 
UNO und OSZE keine adä- 
quaten Institutionen zur Frie- 
denssicherung mehr dar. 
Denn sie sind über solche 
„Bruchlinien“ hinweg orga- 
nisiert, was „der Entwicklung 
einer prägnanten institutio- 
nellen Identität (...) und ei- 
nes breiten, sinnvollen Tätig- 
keitsspektrums wesentliche 
Hindernisse entgegensetzt“.> 
Die einzig annehmbare Al- 
ternative liegt daher für die 
Österreichische Offiziersge- 
sellschaft (ÖOG), „Sprach- 
rohr des kleinen aber ein- 
flußreichen militärisch-indu- 
striellen Komplexes im Lan- 
de“,6 in westlichen Militär- 
bündnissen. Denn diese sind 
rein westlich durch die Uni- 
formität der Interessen ihrer 
Mitglieder (Wertegemein- 
schaft) gekennzeichnet. 

Die kriegspolitischen Ent- 
würfe der Regierung werden 
durch die Berufung auf die 
Sicherung der europäischen 
Werte und des Friedens so- 
wie die Beschwörung eines 
Geistes europäischer Solida- 
rität legitimiert. Der Glaube 
an diesen Geist wird der 
FPÖ-ÖVP-Regierung von 
ihren europäischen Partnern 
bis jetzt abgesprochen. Viel- 
leicht ist das auch eine Er- 
klärung dafür, warum es um 
die neue österreichische Si- 
cherheitspolitik bisher auf- 
fällig ruhig geblieben it. 
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5 Huntington, Samuel P.: 
Der Kampf der Kulturen. 
München - Wien 1996, . 
204 

6 Heidegger, Klaus/ Steyrer, 
Peter: Der NATO-Streit in 
Österreich. Thaur - Wien 
— München 1997, $. 185 


Deutscher Arbeitswahn 
und Antisemitismus II 


Was unterscheidet das 
auch in Österreich 
weitgehend vorherr- 
schende deutsche Ar- 
beitsethos vom britan- 
nischen Arbeitsver- 
ständnis? Eine Fortset- 
zung der Gedanken 
von Ulrike Becker aus 
Heft 1/2000 von 
Context XXI. 
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er Nationalsozialismus 

war eine „deutsche Re- 
volution“ mit dem Ziel, eine 
„arische“ und „judenfreie“ 
Weltordnung durchzusetzen. 
Die Vernichtung von „Scha- 
cher- und Schmarotzertum“ 
sollte die „deutsche Arbeit“ 
und damit die Deutschen be- 
freien. Der exterminatorische 
Antisemitismus der Deut- 
schen war mit ihrem Arbeit- 
sethos eng verbunden. ! 

Ein Wechselverhältnis 
zwischen Antisemitismus und 
Arbeit lässt sich allerdings 
nicht nur für Deutschland 
konstatieren, sondern für auf 
der Warenform basierende 
Gesellschaften im allgemei- 
nen. Zwischen Antisemitis- 
mus und Arbeit gibt es im 
Kapitalismus einen struktu- 
rellen Zusammenhang. Der 
Doppelcharakter der Arbeit 
prägt eine Gesellschaft, die 
durch eine konkrete und ei- 
ne abstrakte Dimension cha- 
rakterisiert ist. Diese erschei- 
nen als Gegensatz, da ihr 
wechselseitiges Verhältnis der 
oberflächlichen Anschauung 
verborgen bleibt. Die Ab- 
spaltung der abstrakten Sei- 
te wird in Anknüpfung an 
den religiös geprägten Anti- 
judaismus „im Juden“ verge- 
genständlicht. Die Fetischi- 
sierung geht dabei über eine 
Hypostasierung des Geldes 
in Gestalt „der Juden“ hin- 
aus: „Die Juden“ werden als 
Personifizierung des Kapita- 
lismus überhaupt angesehen. 
Die Befreiung von „den Ju- 
den“ kann somit als die Be- 
freiung von den negativen 


Seiten der Warenvergesell- 
schaftung erscheinen.2 Doch 
warum ging die Vernichtung 
der europäischen Jüdinnen 
und Juden gerade 
Deutschland aus? 

Um einer Erklärung näher 


von 


zu kommen, warum die Sho- 
ah ein deutsches Projekt war, 
sind vielfältige Spezifika der 
deutschen Geschichte unter- 
sucht worden: Die antisemi- 
tisch durchtränkte Geistes- 
und Kulturgeschichte, die ag- 
gressive, verspätete Nations- 
bildung, die fehlende bür- 
gerliche Revolution und die 
im vorauseilenden Gehorsam 
vollzogene Unterordnung der 
Deutschen unter Vater Staat. 
Nimmt mensch die Losung 
„Arbeit macht frei“ ernst, so 
ist anzunehmen, dass zu den 
hervorzuhebenden deutschen 
Spezifika auch ein besonde- 
res Arbeitsverständnis der 
Deutschen gezählt werden 
muss. 

In der letzten Ausgabe 
von Context XXI hat Ulrike 
Becker in ihrem Artikel mit 
historischen Beispielen ver- 
deutlicht, dass „deutsche Ar- 
beit“ in einer langen Tradi- 
tion in Abgrenzung von „jü- 
discher (Nicht-)Arbeit“ kon- 
zipiert war. Die Entwicklung 
des deutschen Arbeitswahns 
lässt sich jedoch nicht nur 
auf geistesgeschichtlicher 
Ebene nachzeichnen, son- 
dern auch auf der Ebene der 
Produktionspraxis. So spiel- 
te bei der Herausbildung des 
deutschen Arbeitsethos auch 
die Erfahrung, die während 
der Industrialisierung in den 
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Betrieben gemacht wurde, 
eine wichtige Rolle. Anhand 
der Praxis in den Betrieben 
lässt sich ein spezifisch deut- 
sches Verständnis von Lohn- 
arbeit aufzeigen. Detaillier- 
te Erkenntnisse darüber hat 
der US-amerikanische So- 
ziologe Richard Biernacki in 
einer kulturhistorischen Stu- 
die gewonnen. 

Biernacki vergleicht in sei- 
ner Studie „The Fabrication 
of Labor“ die britische mit 
der deutschen# Entwicklung 
des Produktionsbereiches der 
Wollindustrie 
Sichtweise von „Arbeit als 
Ware“5 Mitte des 19. Jahr- 
hunderts bis zum Ersten 
Weltkrieg. Er verdeutlicht da- 
bei, dass sich diesbezüglich 
ein britisches Konzept von ei- 


sowie die 


nem deutschen unterschei- 
den lässt und untersucht hi- 
storische Gründe für die un- 
terschiedliche Entwicklung.® 
Unter einem Konzept ver- 
steht Biernacki dabei sowohl 
die Ausformung der Pro- 
duktionspraxis als auch die 
gesellschaftlich übliche Sicht- 
weise von „Arbeit als Ware“. 
Biernacki selbst untersucht 
nicht den Zusammenhang 
zwischen den Konzepten und 
der Ausprägung des Antise- 
mitismus, doch zeigt seine 
Studie vielfältige Indizien 
dafür auf, sich in 
Deutschland auch über die 
Form der Praxis in den Be- 


wie 


trieben ein besonderes Ar- 
beitethos durchsetzte, dessen 
Bezug zum Antisemitismus 
förmlich auf der Hand liegt. 


Arbeitskraft- und 

Produktfixierung 

Als Forschungsgegenstand 
hat Biernacki britische und 
deutsche Wollverarbeitungs- 
anlagen gewählt, da die wirt- 
schaftlichen und technischen 
Unterschiede in dieser Bran- 
che zu Beginn der Industria- 
lisierung in beiden Ländern 
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gering waren. Trotz ver- 
gleichbarer Ausgangslage 
stellt Biernacki bei den Woll- 
webereien in Britannien und 
Deutschland entscheidende 
Unterschiede fest, die das 
Konzept von „Arbeit als Wa- 
re“ betreffen. Anhand viel- 
fältiger Beispiele arbeitet er 
als wesentliche nationale Dif- 
ferenz heraus, dass in Britan- 
nien das Produkt, in dem 
sich die Arbeit materialisiert 
hat, im Mittelpunkt stand, in 
Deutschland demgegenüber 
die Arbeitstätigkeit sowie der 
Herstellungsprozess. 

So gab es beispielsweise 
bei der Zuteilung der Arbei- 
terInnen zu den Webstühlen 
signifikante Unterschiede. In 
Britannien durften die Ar- 
beiterInnen die Verteilung 
häufig selber regeln und im 
Krankheitsfalle ohne Erlaub- 
nis andere Personen an ihrem 
Webstuhl arbeiten lassen, für 
die sie rechtlich die Subun- 
ternehmerInnen darstellten. 
Im Mittelpunkt stand das 
Produkt, das laut Vertrag fer- 
tiggestellt werden musste, un- 
abhängig von der konkreten 
Produzentin. 

In Deutschland wurden 
die ArbeiterInnen den Web- 
stühlen zugeteilt und mussten 
für selbstorganisierte Vertre- 
tungen die Erlaubnis der Ar- 
beitgeber einholen. Darüber 
hinaus hielten Unternehmer 
in Deutschland teilweise Er- 
satzarbeitskräfte bereit: be- 
triebsinterne „Springer“ für 
Krankheitsfälle. 

Britische ArbeiterInnen 
verstanden sich dementspre- 
chend im Gegensatz zu ihren 
deutschen KollegInnen stär- 
ker als SubunternehmerIn- 
nen, was auch am Sprachge- 
brauch bezüglich der Er- 
werbslosigkeit und der Er- 
werbssuche deutlich wurde. 
In Britannien wurden Aus- 
drücke verwendet, die ihre 
Verbindung zu einem mögli- 
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chen Arbeitgeber in erster Li- 
nie über eine Maschine kenn- 
zeichneten. So benutzten ar- 
beitssuchende WeberInnen 
den Ausdruck „nach neuen 
Webstühlen Ausschau hal- 
ten“ („looking for a new pair 
of looms“). Bei Erwerbslo- 
sigkeit sprachen sie davon, 
„einen Webstuhl verloren“ 
zu haben („lacked a loom“), 
wohingegen deutsche Weber- 
Innen erzählten, sie seien 
„arbeitslos“. In Deutschland 
betonten erwerbslose Weber, 
dass sie eine Position als „Ge- 
folgsmann“ suchten und frag- 
ten, wenn sie auf Arbeits- 
platzsuche gingen, nach einer 
„Stelle“. 

Bei dem Status des/der 
Quasi-Subunternehmers/in, 
den britische WeberInnen 
betonten, handelte es sich 
nicht nur um die Selbstwahr- 
nehmung, sondern auch um 
die rechtliche Stellung. Die 
Eigenverantwortlichkeit auf 
der Produktionsebene war in 
Britannien stärker ausge- 
prägt, bezog sich allerdings 
auf vom Unternehmer strikt 
begrenzte Bereiche. 

Bei den britischen Weber- 
Innen wurde die partielle 
Selbständigkeit betont, in 
Deutschland hingegen die 
Unterordnung und Abhän- 
gigkeit. Die Vermutung liegt 
nahe, dass sich in Deutsch- 
land darüber auch die Hal- 
tung verschärfte, die Hierar- 
chien fordert und nach einem 
Führer schreit. 

In Deutschland sprach 
man von „Saal- oder Web- 
meistern“ und von „Vorar- 
beitern“, wohingegen in Bri- 
tannien trotz gleicher Stel- 
lung in der Betriebshierar- 
chie mit „operative“, „tuner“ 
oder „tackler“ auf das Werk- 
zeug Bezug genommen wur- 
de. Aber nicht 
Sprachgebrauch, sondern 


nur im 


auch bei der Interpretation 
der Arbeitsverträge von Auf- 
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seherInnen wurde in 
Deutschland die Autorität, 
die an sie delegiert wurde, 
betont. Selbst jene Aufseher- 
Innen, deren Position weit 
unten in der Firmenhierar- 
chie angesiedelt war, galten 
als „Agenten der Unterneh- 
mer“ und konnten im Ge- 
gensatz zu den WeberInnen 
wegen unloyalem Verhalten 
gegenüber den Fabrikbesit- 
zern fristlos gekündigt wer- 
den. Auch verhängten Auf- 
seherInnen in Deutschland 
nicht nur, wie in Britannien, 
Bußgelder für verminderten 
Einsatz der Arbeitskapazität 
wie zum Beispiel für Aus- 
dem-Fenster-gucken, son- 
dern auch für Missachtung 
ihrer Autorität, wenn ein/e 
Weber/in beispielsweise seine 
Mütze zum Gruß nicht ab- 
genommen hatte. Autoritäts- 
hörigkeit wurde in Deutsch- 
land auch über die Form der 
Arbeitsorganisation in den 
Betrieben hergestellt. 
Darüber hinaus lässt sich 
anhand eines weiteren Bei- 
spieles für deutsche Weber- 
Innen eine stärkere Abspal- 
tung von der Zirkulations- 
sphäre aufzeigen. Um bei der 
Stückpreisbezahlung nicht 
nur eine hohe Quantität, son- 
dern auch eine adäquate 
Qualität der Ware zu errei- 
chen, führten die Arbeitge- 
ber in der Wollindustrie so- 
wohl in Britannien als auch 
in Deutschland Bußgelder für 
defekte Produkte ein. In Bri- 
tannien mussten ArbeiterIn- 
nen jedoch nicht nur Buß- 
gelder für Produkte bezah- 
len, deren Fehlerhaftigkeit 
noch in der Fabrik festgestellt 
worden war. Zusätzlich wur- 
de meist rückwirkend ein 
Strafgeld für Waren fällig, die 
sich erst auf dem Markt auf- 
grund von Fehlern als nur 
billiger oder gar nicht ver- 
kaufbar erwiesen. War ein fir- 
meninterner Produktinspek- 


1 vgl. Matthias Küntzel u. a.: 
Goldhagen und die deut- 
sche Linke. Berlin 1997. 
Ich danke dem Kreis um 
die AutorInnengruppe für 
den Diskussionsprozess. 


2 vgl. Moishe Postone: Na- 


tionalsozialismus und An- 
tisemitismus. Ein theoreti- 
scher Versuch. in: Kritik & 
Krise, Nr.4/5, 1991 

3 Richard Biernacki: The Fa- 
brication of Labor. Ger- 
many and Britain, 1640- 
1914. Berkeley — Los An- 
geles - London 1995. 


4 Zwecks Vereinfachung des 


Sprachgebrauches benutze 
ich wie Biernacki die Be- 
zeichnung Britannien und 
Deutschland unabhängig 
von der genauen histori- 
schen Entwicklung der ein- 
zelnen Staatsgebilde. 


5 Biernacki benutzt nicht sys- 


tematisch die von Marx 
entwickelte Begrifflichkeit 
und spricht hier nicht von 
der Ware Arbeitskraft, son- 
dern von „labor as a com- 
modity“. 


6 Die von Biernacki getrof- 


fene Verallgemeinerung 
seiner Untersuchungser- 
gebnisse zu einem natio- 
nalen Konzept erscheint 
plausibel, bedürfte jedoch 
noch genauerer Untersu- 
chungen. 
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Tor des ehemaligen 
Konzentrationslagers 
Sachsenhausen 


7 Inwieweit diese Konzepte 
von „Arbeit als Ware“ auch 
über den Untersuchungs- 
zeitraum hinaus nachweis- 
bar sind, müsste noch 
durch weitere empirische 
Studien gezeigt werden. 
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tor nicht sicher, ob sich eine 
leicht fehlerhafte Ware ohne 
Verlust auf dem Markt ver- 
kaufen lassen würde, wurde 
der Lohn dafür bis zur Ent- 
scheidung auf dem Markt 
zurückgehalten. Der Markt 
galt so als „Richter“ über den 
Preis des Arbeitsproduktes. 
Dies führte dazu, dass sogar 
gelegentlich ArbeiterInnen 
vorher bezahlte Bußgelder 
zurückerstattet bekamen, 
wenn die Ware sich auf dem 
Markt doch ohne Einbuße 
verkauft hatte. 

In Deutschland wurden, 
wenn während des Herstel- 
lungsprozesses innerhalb des 
Betriebes keine Mängel ent- 
deckt worden waren, auch 
dann keine Bußgelder ver- 
hängt, wenn später außerhalb 
des Betriebes Mängel festge- 
stellt wurden. Der Markt hat- 
te keine direkte Relevanz für 
die 
Darüber hinaus wurden die 
innerbetrieblich festgelegten 
Strafgelder in Deutschland 
meist an Wohlfahrtsorgani- 
sationen gespendet. Sie gal- 


Bußgeldverhängung. 


ten als Disziplinierungsmaß- 
nahme und dienten nicht 
dem direkten Ausgleich für 
einen Verlust auf dem Markt. 
Manchmal wurde die Peit- 
sche mit dem Zuckerbrot 
getauscht und anstelle eines 
Bestrafungsgeldes ein Bonus 
für die Produktion tadelloser 
Ware eingeführt. Die Ar- 
beitstätigkeit stand im Mit- 
telpunkt und wurde in kei- 
nem direkten Zusammen- 
hang mit dem Tausch auf 
dem Markt gebracht. So ver- 
weist beispielsweise auch der 
Ausdruck „Qualitätsarbeit“ 
auf den Stellenwert der Ar- 
beitstätigkeit für die Herstel- 
lung eines den deutschen 
Maßstäben entsprechenden 
Produkts. Sie identifizierten 
sich verstärkt mit der Sphä- 
re der Produktion, dem 
„schaffenden Kapital“, dem 


das „raffende“ entgegenge- 
setzt wurde. Auch das im 
Beispiel angedeutete abge- 
koppeltere Verhältnis der 
deutschen WeberInnen zum 
Markgeschehen mag mit da- 
zu beigetragen haben, dass 
sie dieses besonders stark als 
fremd und mysteriös wahr- 
genommen haben. 
Biernackis Studie ist reich 
an Material: Er untersucht 
beispielsweise auch die Me- 
thoden der Messungen beim 
Weben, das Buchhaltungssy- 
stem, die im Betrieb getra- 
gene Kleidung, die Archi- 
tektur der Fabriken, die zeit- 
liche Gliederung des Her- 
stellungsprozesses. Er zeigt, 
dass in Britannien das fertig- 
gestellte Produkt von großer 
Bedeutung war, in Deutsch- 
land jedoch den konkreten 
Handlungen im Herstel- 
lungsprozess Auf- 
merksamkeit gewidmet wur- 
de. Vermutlich steht damit 
der Tätigkeitskult der Deut- 
schen in Zusammenhang. 
Ein beständiges „Schaffen“, 
dem eine als „fremd“ und 


mehr 


„gefährlich“ empfundene ab- 
strakte Sphäre gegenüber- 
stand, für das „die Juden“ 
standen: „Jüdische (Nicht-)Ar- 
beit“ repräsentierte somit 
den Gegenpol zur „deut- 
schen Arbeit“. 


Feudal statt liberal 

Es sollte deutlich geworden 
sein, dass sich in Deutsch- 
land und Britannien bis zum 
Ersten Weltkrieg? zwei sehr 
unterschiedliche Konzepte 
von „Arbeit als Ware“ ent- 
wickelt haben. In Britannien 
stand das Produkt im Zen- 
trum, in Deutschland hatte 
sich demgegenüber ein Kon- 
zept von „Arbeit als Ware“ 
ausgeprägt, das sich auf die 
Arbeitstätigkeit konzentrier- 
te, und die Hierarchie auf 
der Produktionsebene be- 
tonte. Diese national diffe- 
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rierenden Konzepte wurden 
in den Betrieben über die 
Arbeitsorganisation und die 
Alltagspraktiken der Men- 
schen in der Produktion so- 
wie über den gesellschaftlich 
üblichen Sprachgebrauch 
vermittelt und reproduziert. 
Die national unterschiedli- 
chen Sichtweisen bezüglich 
Arbeit wurden dabei Bier- 
nacki zufolge tiefgreifender 
über die Produktionspraxis 
vermittelt als über verbale 
Kommunikation. 

Die Erfahrungen auf der 
Produktionsebene bildeten 
seiner Auffassung nach auch 
die Grundlage dafür, wie die 
ArbeiterInnen ihre gesell- 
schaftlichen Beziehungen kri- 
tisierten und versuchten, die- 
se zu verändern. So stand ne- 
ben dem Kampf um Lohner- 
höhung für die britische Ar- 
beiterInnenbewegung der 
Tausch der Produkte auf 
dem Markt im Mittelpunkt 
ihrer Auseinandersetzung, 
während in Deutschland der 
Herstellungsprozess und die 
eigene Rolle darin betont 
wurden. Die Deutschen iden- 
tifizierten sich viel stärker als 
ihre britischen KollegInnen 
mit der Produktionsebene 
und der Arbeitstätigkeit, dem 
„schaffenden Kapital“, was 
vermutlich die dem Kapita- 
lismus immanente Abspal- 
tung des Abstrakten vom 
Konkreten überdimensional 
verstärkt hat. 

Um die Entstehung der 
unterschiedlichen Konzepte 
von „Arbeit als Ware“ in Bri- 
tannien und Deutschland zu 
erklären, untersucht Bier- 
nacki, ob die Entwicklung ei- 
nes Marktes für Arbeitskräfte 
zeitgleich mit der eines Mark- 
tes für Güter stattfand und 
wie die Auflösung der feuda- 
len Landwirtschaft sowie der 
Kontrolle der Gilden über 
das städtische Handwerk da- 
zu in Beziehung standen. 
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Er stellt fest, dass in Bri- 
tannien der Gütermarkt im 
Vergleich mit dem Markt 
der Lohnarbeit frühzeitig re- 
lativ restriktionsfrei war. Erst 
in der Mitte des 19. Jahr- 
hunderts wurden die mei- 
sten gesetzlichen Bindungen 
der Löhne aufgehoben. Der 
Markt der Ware Arbeitskraft 
wurde in Britannien somit 
später und langsamer libera- 
lisiert als der Markt der Ar- 
beitsprodukte. Das entste- 
hende Konzept von „Arbeit 
als Ware“ orientierte sich 
dann an dem schon vorher 
durchgesetzten Konzept für 
Handelsgüter. Es entwickel- 
te sich darüber hinaus ohne 
Bezug zur schon lange auf- 
gelösten feudalen Landwirt- 
schaft. Auch die Gilden üb- 
ten keinen nennenswerten 
Einfluss auf das britische 
Konzept von „Arbeit als 
Ware“ aus. So stand in Bri- 
tannien eine liberale Auffas- 
sung im Vordergrund, in 
Deutschland demgegenüber 
eine feudale. 

In den deutschen Staaten 
fand im Unterschied zu Bri- 
tannien die Befreiung von 
Handelsrestriktionen für ge- 
fertigte Produkte gleichzei- 
tig mit der Entstehung eines 
formal freien Marktes für Ar- 
beitskräfte statt, allerdings 
ohne dass der Einfluss der 
Gilden beseitigt worden war. 
Zwar verboten in Preußen 
die Erlässe der Regierung 
1810/11 quasi über Nacht 
die korporativen Regulatio- 
nen des Handels, aber ohne 
die Gilden selbst aufzulösen. 
So behielten die Gilden viele 
Funktionen. Sie waren bei- 
spielsweise in Preußen wei- 
terhin für die Auszubilden- 
den und Meisterprüfungen 
zuständig und hatten in an- 
deren deutschen Staaten so- 
gar noch weitreichenderen 
Einfluss. Die städtischen 
Handwerker verstanden sich 
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dabei als Gegner der Ent- 
wicklung eines formal freien 
Marktes, kämpften gegen die 
Marktliberalisierung und lie- 
ferten in Deutschland somit 
nicht den Kontext für die 
Entwicklung des Marktden- 
kens. Es 
Deutschland eine einzigarti- 


entstand in 


ge Mischform aus formal 
freiem Handel und korpora- 
tiver Regulation. 

Dazu kommt der Einfluss 
der feudalen Landwirtschaft. 
In Britannien waren der Le- 


und feudale 
Zwangsarbeit bereits abge- 


hensbesitz 


schafft, bevor die Regierung 
die staatliche Regulation der 
Löhne aufhob. In den deut- 
schen Staaten existierte da- 
gegen die feudale Zwangsar- 
beit, wenn auch in unter- 
schiedlichem Maße, in der 
Landwirtschaft 
während Beschäftigungsfrei- 


weiter, 


heit und die formal freie Aus- 
handlung von Arbeitsverträ- 
gen in den Betrieben bereits 
durchgesetzt war. Die feuda- 
le Sichtweise prägte aufgrund 
der Fortexistenz der feuda- 
len Zwangsarbeit das sich 
entwickelnde Konzept von 
„Arbeit als Ware“ in 
Deutschland maßgeblich. 
Deutsche LohnarbeiterInnen 
identifizierten sich mit der 
konkreten Arbeitstätigkeit in 
einer stark hierarchisch ge- 
gliederten Betriebsgemein- 
schaft und verstanden sich 
selbst wohl kaum als han- 
delnde Marktsubjekte. Die 
ohnmächtige, rebellische Ab- 
lehnung der Zirkulations- 
sphäre steht damit in Zusam- 
menhang. 

Britische WeberInnen 
nahmen sich selbst verstärkt 
als Subjekte war, die, wenn 
auch über den Unternehmer 
vermittelt, ihre Produkte zu 
Markte tragen. Auch wenn 
Ungerechtigkeiten beim 
Tausch der Waren zu Ar- 
beitskämpfen führten, gli- 


chen diese nicht, wie bei 
deutschen LohnarbeiterIn- 
nen, einer ohnmächtigen Re- 
bellion gegen die Mystik des 
Marktes. 

Biernackis Studie kann so- 
mit auch als Hinweis gelesen 
werden, warum die Arbeiter- 
Innenbewegung in Deutsch- 
land besonders antisemitisch 
geprägt war. Die gehorsame 
Einordnung in die Betriebs- 
hierarchie sowie die direkte 
Identifizierung der deutschen 
ArbeiterInnen mit dem 
„schaffenden Kapital“ hat 
vermutlich zu einer aggressi- 
veren Ablehnung der ab- 
strakten Dimension beigetra- 
gen und das gesamtgesell- 
schaftliche Klima verschärft: 
Ein durch einen rebellischen 
Antisemitismus geprägtes Kli- 
ma, in dem das revolutionä- 
re Bestreben unter der Lo- 
sung „Arbeit macht frei“ um- 
gesetzt wurde. 

Die Vermutung liegt na- 
he, dass über eine Verschär- 
fung des „antikapitalistischen 
Reflexes“ hinaus die Identi- 
fikation mit „deutscher Ar- 
beit“ auch zu den von Deut- 
schen im Nationalsozialismus 
gewählten konkreten Formen 
des Quälens und Tötens mit 
beigetragen hat: dem Zwang 
der Jüdinnen und Juden zu 
offensichtlich gänzlich un- 
produktiver Arbeit.8 Ohne 
damit Auschwitz erklären zu 
wollen, möchte ich behaup- 
ten, dass in Auschwitz und 
der Losung „Arbeit macht 
frei“ die „deutsche Arbeit“ 
ihre brutalste und zynischste 
Form gezeigt hat: Es war ein 
revolutionärer Versuch der 
Deutschen, sich über die 
Tätigkeit der Vernichtung 
von der abstrakten Dimensi- 
on des Kapitalismus zu „be- 
freien“. Der deutsche Tätig- 
keitskult, arbeiten um zu ar- 
beiten, suchte seine Vollen- 
dung in der Vernichtung um 
der Vernichtung Willen. MM 


Angehörige des Reichsarbeits- 
dienstes beim Appell auf dem 
Reichsparteitag der NSDAP 
1934 in Nürnberg 


8 Bei Goldhagen finden sich 
viele Beispiele für diese 
Form des Quälens. 
Vgl. Daniel J. Goldhagen: 
Hitlers willige  Voll- 
strecker. Ganz normale 
Deutsche und der Holo- 
caust. Berlin 1996. 
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Globalisierter 
Konkurrenzkapitalismus 


Was zeichnet die aktu- 
elle Entwicklung von 
Geld, Kredit und Krise 
aus? Und was kann 
die Marxsche Kritik 
der politischen Öko- 
nomie zur Erklärung 
der Globalisierung bei- 
tragen? 


vVoN MICHAEL HEINRICH * 


*) Michael Heinrich ist 
Politikwissenschaftler in Berlin 
und Autor des Buches „Die 
Wissenschaft vom Wert", 

2. erw. Auflage, Münster, Ver- 
lag Westfälisches Dampfboot. 
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n der Rückschau betrach- 
| tet, scheinen die 90er Jahre 
das Jahrzehnt der Geld- und 
Währungskrisen gewesen zu 
sein. Die Pfundkrise brachte 
nicht nur das Europäische 
Währungssystem zum Beina- 
he-Einsturz, sie verhalf auch 
dem Spekulanten Georges 
Soros zu Milliardengewinnen, 
Geld mit dem die Soros-Stif- 
tung den Menschen in Ost- 
europa nun die Grundwerte 
von Demokratie und Kapita- 
lismus nahe bringt. Die Asi- 
enkrise, ausgelöst vom Kurs- 
sturz des thailändischen Baht, 
nahm den ostasiatischen „Ti- 
gern“ den Nimbus des un- 
aufhaltsamen Aufstiegs und 
ermöglichte den westlichen 
Konzernen anschließend den 
billigen Einstieg in deren 
Ökonomie. Für Währungs- 
krisen waren in den 90ern 
auch Brasilien und Rußland 
gut. Und seit Anfang des 
Jahrzehnts boomen schein- 
bar unaufhörlich die Aktien- 
märkte, obgleich immer wie- 
der vor dem ganz großen 
Crash gewarnt wird, der 
nicht nur die Aktienmärkte, 
sondern auch ganze Volks- 
wirtschaften mit in den Ab- 
grund reißen soll. 


Marx und die Neoklassik 

Zur Entwicklung der Fi- 
nanzmärkte und ihrer Krisen 
hat die herrschende ökono- 
mische Theorie, die Neo- 
klassik, auffallend wenig zu 
sagen. Die theoretisch orien- 
tierten Beiträge bleiben dürf- 
tig, da von einer strikten 
Trennung von „Realsphäre“ 
(dort wird produziert, wer- 


den Grenzerträge gegenein- 
ander abgewogen etc.) und 
„Geldsphäre“ ausgegangen 
wird. Geld erscheint in die- 
ser Perspektive bloß als ein 
praktisches Rechenmittel, das 
allenfalls als kurzfristiger 
Störfaktor in die Realsphäre 
hineinwirken kann. Das Fi- 
nanzsystem gilt als bloßer 
Überbau der eigentlichen, 
der „realen“ Ökonomie. Die 
theoretische Leere macht sich 
dann auch im Schwanken der 
neoklassisch inspirierten Po- 
litikempfehlungen geltend. 
Galt bis vor wenigen Jahren 
noch die Entfesselung der 
Marktkräfte und die mög- 
lichst weitgehende Deregu- 
lierung des Finanzsystems als 
Wunderkur gegen sämtliche 
Krisen, hat sich der Wind in- 
zwischen gedreht. Selbst 
IWF-Kreise fordern inzwi- 
schen wieder eine stärkere 
Regulierung der Kapital- 
märkte, eine verbesserte Ban- 
kenaufsicht und anderes. 
Der gewachsenen Bedeu- 
tung, die die Finanzmärkte 
in den 90er Jahren erhalten 
haben, scheint auch die 
Marxsche Kritik der politi- 
schen Ökonomie hilflos ge- 
genüberzustehen. In einer 
weit verbreiteten „traditio- 
nellen“ Lesart spielt in der 
Marxschen Theorie — eben- 
so wie in der Neoklassik - 
das Geld gegenüber der Re- 
alsphäre nur eine unterge- 
ordnete Rolle. In dieser Les- 
art, die vor allem den Mar- 
xismus der klassischen Ar- 
beiterbewegung dominierte, 
steht im Vordergrund, was 
den Wert der Waren be- 
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stimmt (Arbeit oder Nutzen) 
und wie sich der Profit des 
Kapitals erklären läßt: als 
quasi natürlicher Ertrag des 
„Produktionsfaktors“ Kapi- 
tal oder als Resultat von 
„Ausbeutung“. Indem ge- 
zeigt wird, daß der Wert der 
Waren auf der zu ihrer Pro- 
duktion notwendigen Ar- 
beitszeit beruht und daß die 
Arbeiter und Arbeiterinnen 
im Lohn zwar die Repro- 
duktionskosten der von ih- 
nen verkauften Ware Ar- 
beitskraft, aber eben nur ei- 
nen Teil des von ihnen pro- 
duzierten Werts erhalten, 
sind für diese Lesart der 
Marxschen Theorie schon 
die wichtigsten Ergebnisse 
erreicht. Der unauflösbare 
Antagonismus von Bour- 
geoisie und Proletariat ist 
nachgewiesen. Was die Ent- 
wicklungsdynamik des Kapi- 
talismus angeht, so begnügt 
sich diese Sicht der Dinge 
damit, den Zwang zu bestän- 
diger Produktivkraftsteige- 
rung und Kapitalakkumula- 
tion herauszustellen, was im- 
mer wieder zu Krisen und 
schließlich zum Fall der Pro- 
fitrate führen soll (da relativ 
zu den Arbeitskräften, die al- 
lein den Mehrwert produzie- 
ren, immer mehr Kapital für 
teure Maschinerie benötigt 
wird, um die Produktivkraft 
der Arbeit zu steigern). Ins- 
besondere letzteres wurde 
häufig als Tendenz zu einem 
ökonomischen Zusammen- 
bruch des Kapitalismus in- 
terpretiert. 

Obwohl es im Marxschen 
„Kapital“ genügend Aussa- 
gen gibt, die ein solch simp- 
les Kapitalismusbild stützen, 
geht diese traditionelle Les- 
art an der Komplexität der 
Marxschen Wertformanaly- 
se und der Theorie des Wa- 
renfetischs vorbei, die dem- 
entsprechend auch beide 
weitgehend ignoriert wur- 
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den. Gerade in diesen Ab- 
schnitten wird nämlich deut- 
lich, daß es bei der Marx- 
schen „Arbeitswerttheorie“ 
nicht darum geht, daß Ar- 
beitsquanten, die allein 
schon aufgrund der Produk- 
tionsbedingungen fix und 
fertig bestimmt sind, den 
Wert einer Ware bestimmen, 
der dann nachträglich bloß 
noch in einem Geldpreis aus- 
gedrückt wird. Die Pointe 
der Wertformanalyse, bei der 
Marx nachzuweisen ver- 
sucht, daß der Wert eine spe- 
zifische Wertform notwendig 
macht, besteht gerade darin, 
daß der Warenwert nicht 
unabhängig oder zeitlich vor 
der im Austausch stattfin- 
denden Verwandlung von 
Ware in Geld zu bekommen 
ist. Insofern kann man davon 
sprechen, daß es sich bei der 
Marxschen Arbeitswerttheo- 
rie um eine „monetäre“ 
Werttheorie handelt (im Ge- 
gensatz zur „prämonetären“ 
Arbeitswerttheorie der klas- 
sischen politischen Ökono- 
mie oder zur „prämo- 
netären“ Grenznutzentheo- 
rie der Neoklassik).! Pro- 
duktion und Zirkulation sind 
daher ganz anders ver- 
schränkt, als es sich die prä- 
monetären Theorien, sowohl 
der „traditionellen“ Marx- 
Lesart als auch der bürgerli- 
chen Ökonomie, vorstellen. 

Begreift die Marxsche 
Kritik der politischen Öko- 
nomie Geld somit als weit 
mehr als nur ein Rechenmit- 
tel, so scheint ihr das Ver- 
ständnis der gegenwärtigen 
Geld- und Währungsverhält- 
nisse aber doch grundsätzlich 
verstellt zu sein: Marx hebt 
sowohl bei seiner kategoria- 
len Ableitung des Geldes als 
auch bei seiner (nur rudi- 
mentären) Analyse des Kre- 
ditsystems die Notwendigkeit 
der Existenz einer Geldware 
hervor. Zwar betont Marx, 
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daß diese Geldware auf viel- 
fältige Weise substituiert 
wird, sodaß sie physisch 
kaum noch auftauchen muß. 
Allerdings hält er daran fest, 
daß das Geldsystem die 
Geldware als eine Art Anker 
benötigt. Tatsächlich fun- 
gierte im 19. und im frühen 
20. Jahrhundert das Gold als 
Geldware. Im Währungssy- 
stem von Bretton Woods, das 
nach dem Zweiten Weltkrieg 
als internationale Währungs- 
ordnung der kapitalistischen 
Länder eingerichtet wurde, 
spielte das Gold diese Rolle 
zwar noch immer formell 
(über die Goldbindung des 
amerikanischen Dollars, der 
seinerseits die Rolle des Welt- 
geldes einnahm), doch nicht 
mehr reell. Faktisch spielte 
die Goldbindung keine Rolle 
mehr, und mit dem Zusam- 
menbruch des Bretton- 
Woods-Systems Anfang der 
70er Jahre wurde sie auch 
formell beseitigt. Im ge- 
genwärtigen Geld- 
Währungssystem existiert 


und 


keine Geldware mehr, auch 
nicht als stillschweigender 
Bezugspunkt. Wäre die 
Marxsche Geldtheorie tat- 
sächlich an die Existenz ei- 
ner Geldware gebunden, 
dann würde sie nicht Geld 
im Kapitalismus, sondern le- 
diglich Geld in einer be- 
stimmten Phase des Kapita- 
lismus analysieren. Allerdings 
läßt sich zeigen, daß (auch 
entgegen Marx’ eigener Auf- 
fassung) die Wertformanalyse 
keineswegs dazu führt, daß 
die Existenz einer Geldware 
unterstellt werden muß, die 
Wertformanalyse kann daher 
auch für die gegenwärtigen 
Verhältnisse Gültigkeit be- 
anspruchen. 

Mit dem Verhältnis von 
Ware und Geld wird nur die 
abstrakte Oberfläche des ka- 
pitalistischen Reprodukti- 
onszusammenhangs in den 
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Blick genommen. Die Waren 
sind jedoch (in ihrer großen 
Mehrheit) kapitalistisch pro- 
duziert, und das Geld nimmt 
(zum größten Teil) die Form 
des Geldkapitals an, welches 
vermittelt über das Kreditsy- 
in die Hände der 
fungierenden Kapitalisten 
kommt. So wie die Wert- 


stem 


formanalyse deutlich macht, 
daß Wert und Geld sich eben 
nicht auf getrennte Sphären 
reduzieren lassen, zeigt die 
Analyse des kapitalistischen 
Gesamtreproduktionspro- 
zesses, daß sich keine „reale“ 
kapitalistische Produktion 
von einem bloßen „Kredit- 
überbau“ trennen läßt. Das 
Finanzsystem ist das eigent- 
liche Steuerungszentrum des 
kapitalistischen Reprodukti- 
onszusammenhangs (nicht im 
Sinne bewußter Steuerung 
durch einzelne Finanzmag- 
naten, sondern einer struktu- 
rellen Determinierung).? 
Die Verschuldung der 
Unternehmen, schnell stei- 
gende Aktienkurse, scharfe 
Bewegungen der Zinsrate etc. 
sind an sich noch keine An- 
zeichen dafür, daß der Kapi- 
talismus rein ökonomisch (al- 
so nach seinen eigenen Kri- 
terien) aus dem Ruder laufen 
würde - wie es dıe Rede vom 
„Kasinokapitalismus“ häufig 
suggeriert. Auch größere 
Crashs an Aktien- und Devi- 
senmärkten sind keineswegs 
Vorboten eines endgültigen 
„Zusammenbruchs“ (von was 
auch immer - wie ein end- 
gültiger Zusammenbruch des 
Kapitalismus eigentlich aus- 
sehen soll, darüber schwei- 
gen sich dessen Propheten 
aus). Sie sind vielmehr die 
„normale“ Durchsetzung des 
einzigen Zwecks kapitalisti- 
Produktion: eine 
höchstmögliche Verwertung 


scher 


des eingesetzten Kapitals zu 
erreichen. Daß dieser „nor- 
male“ Durchsetzungsprozeß 


1 Dieser „monetäre“ Charak- 
ter der Marxschen Wert- 
theorie wurde der Sache 
nach bereits in den 20er Jah- 
ren von dem russischen 
Ökonomen Rubin ange- 
deutet (Rubin wurde ein 
frühes Opfer der Stalinschen 
„Säuberungen“; seine Texte 
wurden erst in den 70er 
Jahren übersetzt, I. I. Ru- 
bin: Studien zur Marxschen 
Werttheorie. Frankfurt/M. 
1973). Seit Ende der 60er 
Jahre arbeitete vor allem 
Hans-Georg Backhaus den 
monetären Charakter der 
Marxschen Werttheorie und 
ihren, die Grenzen der 
„Fachökonomie“ sprengen- 
den, kritischen Gehalt her- 
aus (seine Aufsätze sind ge- 
sammelt in: Hans-Georg 
Backhaus: Dialektik der 
Wertform. Untersuchungen 
zur marxschen Ökonomie- 
kritik. Freiburg 1997). 


2 Dieser Zusammenhang ist 


bei Marx zwar ein durchge- 
hendes Thema seit den 
Grundrissen der Kritik der 
politischen Ökonomie von 
1857/58, wird aber-trotz- 
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dem nur rudimentär ent- 
wickelt, wobei sich Marx’ 
Festhalten an der Geldware 
noch als zusätzliches Er- 
kenntnishindernis erweist. 
Daß die Wertformanalyse 
auf die Geldware verzichten 
kann, habe ich in Michael 
Heinrich: Die Wissenschaft 
vom Wert. Die Marxsche 
Kritik der politischen Öko- 
nomie zwischen wissen- 
schaftlicher Revolution klas- 
sischer Tradition. 2. erw. 
Aufl, Münster 1999, in Ka- 
pitel 6.3-6.4 zu begründen 
versucht, zur Funktions- 
weise des Kreditsystems vgl. 
ebd., Kapitel 7.3. 
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„krisenhaft“ vonstatten geht, 
daß er mit der Verarmung 
von ganzen Bevölkerungstei- 
len oder der Verelendung 
ganzer Regionen erkauft 
wird, heißt nicht, daß sein 
Zweck (Profitmaximierung) 
verfehlt wurde, es zeigt nur, 
daß dieser Zweck im Kon- 
fliktfall keinen anderen ne- 


ben sich duldet. 


Das Kapital im Kasino? 

Die Rede vom „Kasinokapi- 
talismus“ hat aber, insofern 
sie auf die veränderte Rolle 
der internationalen Finanz- 
märkte in den 80er und 90er 
Jahren hinweist, auch einen 
realen Kern. Noch bis in die 
70er Jahre hinein bildeten 
die nationalstaatlichen Gren- 
zen (genauer gesagt die 
Grenzen des Währungsrau- 
mes, die normalerweise mit 
den staatlichen Grenzen zu- 
sammenfielen) auch wichti- 
ge ökonomische Grenzen für 
die jeweiligen Kapitale: nicht 
daß es keine Kapitalbewe- 
gungen über diese Grenzen 
hinweg gegeben hätte, aber 
sowohl die Bildung einer all- 
gemeinen Zinsrate, zu der 
sich die Kapitale mit Kredi- 
ten versorgen konnten, als 
auch die Bildung der Durch- 
schnittsprofitrate, die für die 
individuellen Kapitale die 
Orientierungsmarke ihrer ei- 
genen Verwertung abgibt, er- 
folgte im wesentlichen in- 
nerhalb der Nationalstaaten 
(zumindest sofern es sich um 
entwickelte kapitalistische 
Länder handelte). Nach dem 
Zusammenbruch des Sy- 
stems von Bretton Woods 
und der politisch durchge- 
setzten Deregulierung der in- 
ternationalen Finanzmärkte 
kam es in den 70er und 80er 
Jahren zur Entstehung eines 
„monetären Weltmarkts“: fi- 
xe Wechselkurse als Schran- 
ken zwischen unterschiedli- 
chen Wirtschaftsräumen und 


Begrenzungen internationa- 
ler Kapitalbewegungen gab 
es immer weniger, sodaß 
auch die Zinsbildung immer 
stärker internationalisiert 
wurde. Die enorme Verbilli- 
gung von Transport und 
Kommunikation ließ darü- 
ber hinaus eine weltweite 
Disposition über Produkti- 
onsstandorte, Zulieferungen 
und Absatzmärkte zu. Es be- 
gann sich ein „globales“ ka- 
pitalistisches System heraus- 
zubilden, für das nationale 
Grenzen eine immer gerin- 
ger werdende Bedeutung ha- 
ben und das zunehmend von 
den internationalen Finanz- 
märkten gesteuert wird. 

Mit dem Zusammenbruch 
der „staatssozialistischen“ Sy- 
steme Osteuropas konnte der 
Kapitalismus dann nicht nur 
die letzten geographischen 
Schranken überwinden, mit 
dem Ost-West Gegensatz ent- 
fiel auch die Notwendigkeit, 
die Konflikte zwischen den 
kapitalistischen Hauptländern 
moderat zu halten oder eini- 
gen Ländern der sogenannten 
Dritten Welt im Austausch ge- 
gen politisches Wohlverhalten 
(sprich Westorientierung) 
ökonomische Zugeständnisse 
zu machen (Zugeständnisse, 
die unter anderem den Auf- 
stieg der ostasiatischen „Ti- 
ger“ begünstigten und die 
nun weggefallen sind). Dem- 
entsprechend verschärfte sich 
in den 90er Jahren nicht nur 
die Tonlage zwischen den 
großen kapitalistischen 
Blöcken, in den Bürgerkrie- 
gen Afrikas wurden auch 
schon mal unterschiedliche 
Seiten unterstützt. Solche 
Konflikte konnten bisher al- 
lerdings weder die grundsätz- 
liche Hegemonie der USA in 
Frage stellen noch verhinder- 
ten sie die gemeinsame Krieg- 
führung gegen unliebsame 
Dritte wie 1991 im Irak oder 
1999 im Kosovo. 
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Mit dem sich in den 90er 
Jahren herausbildenden „glo- 
balen Konkurrenzkapitalis- 
mus“ ist zwar eine neue Pha- 
se kapitalistischer Entwick- 
lung eingeläutet, allerdings 
liegt sie nicht jenseits der ana- 
lytischen Reichweite der 
Marxschen Theorie. Gegen- 
stand des Marxschen „Kapi- 
tal“ ist nicht der zeitgenössi- 
sche englische Kapitalismus, 
es geht vielmehr um die 
Grundstrukturen des Kapi- 
talismus schlechthin. Dazu 
mußte Marx Verhältnisse un- 
terstellen, die im 19. Jahr- 
hundert allenfalls ansatzweise 
vorhanden waren. Zwei ganz 
zentrale Unterstellungen wur- 
den erst im 20. Jahrhundert 
praktisch wahr. Die Domi- 
nanz der Produktion des „re- 
lativen Mehrwerts“ (d.h. Stei- 
gerung des Mehrwerts nicht 
durch Verlängerung der Ar- 
beitszeit, sondern durch Ver- 
billigung der Ware Arbeits- 
kraft aufgrund von Produk- 
tivkraftsteigerung in der Pro- 
duktion der Konsumgüter) 
konnte sich erst während der 
Blütezeit des „Fordismus“ 
nach dem 2. Weltkrieg voll 
entfalten, als die Konsum- 
sphäre nahezu vollständig 
durchkapitalisiert 
Marx’ andere zentrale Un- 
terstellung, daß der Kapita- 
lismus als Weltsystem exi- 
stiert, für das nationale Gren- 
zen nur noch eine unterge- 


wurde. 


ordnete Bedeutung haben, ist 
gerade erst im Moment da- 
bei, sich zu realisieren. 

Der entstehende „globale 
Konkurrenzkapitalismus“, 
der nicht mehr viel mit dem 
„Wirtschaftswunderkapita- 
lismus“ der 50er und 60er 
Jahre zu tun haben wird, er- 
fordert auf seiten der Banken 
und Unternehmen „global 
players“ in einer ganz ande- 
ren Größenordnung als 
früher. Daher finden Unter- 
nehmensübernahmen und 
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Fusionen, die noch in den 
80er Jahren vor allem speku- 
lativen Zielen dienten (das 
übernommene Unternehmen 
wurde ausgeschlachtet und 
in Teilen weiterverkauft) oder 
Folge des bevorstehenden 
Bankrotts einer der Firmen 
waren, heute auch zwischen 
Unternehmen statt, die schon 
vor der Fusion höchste Pro- 
fite abgeworfen haben (wie 
z.B. Daimler/Chrysler oder 
Vodafone/Mannesmann). 


Finanzkapital 

in der Globalisierung 

In diesem globalen Konkur- 
renzkapitalismus ändert sich 
auch die Funktionsweise des 
Finanzsystems. Die stürmi- 
sche Entwicklung der Fi- 
nanzmärkte in den 90er Jah- 
ren ist nicht nur Ergebnis ei- 
ner spekulativen Überhit- 
zung, sie ist vor allem Aus- 
druck eines grundsätzlichen 
Strukturwandels. Immer häu- 
figer finanzieren sich Unter- 
nehmen nicht mehr mit Kre- 
diten ihrer „Hausbank“, son- 
dern direkt an den Finanz- 
märkten, indem sie entweder 
selbst Anleihen auflegen, zu- 
sätzliche Aktien ausgeben 
oder ganze Unternehmens- 
bereiche ausgliedern und als 
selbständige Tochterunter- 
nehmen an die Börse brin- 
gen. Auch neu gegründete 
Unternehmen gehen relativ 
schnell an die Börse. Im Un- 
terschied zum Bankkredit, 
für den regelmäßig Zins und 
Tilgung fällig ist, muß das 
durch die Ausgabe von Ak- 
tien eingenommene Kapital 
nie wieder zurückgezahlt 
werden. Zugleich ändert sich 
das Sparverhalten in den ent- 
wickelten (zunehmend auch 
in den weniger entwickelten 
Ländern). Die Ersparnisse 
werden nicht mehr zu nied- 
rigen Zinsen auf Sparkonten 
angelegt, sondern direkt in 
Aktien oder Investmentfonds 
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(letztere erlauben auch dem 
Kleinanleger, auf jedem be- 
liebigen Markt der Welt zu 
investieren). Da im Zuge der 
„Globalisierung“ auch die so- 
zialen Sicherungssysteme ab- 
gebaut werden und die Zei- 
ten des sozial einigermaßen 
abgefederten „Wirtschafts- 
wunderkapitalismus“ unwi- 
derruflich der Vergangenheit 
angehören, sodaß die gesetz- 
liche Rentenversicherung in 
Zukunft allenfalls noch eine 
Grundsicherung bereitstellen 
wird, sind Arbeiter und Ar- 
beiterinnen im Alter wieder 
zunehmend auf eigene Er- 
sparnisse angewiesen. 

Die Aktien- und Anlei- 
hemärkte werden nicht nur 
für die Unternehmen immer 
wichtiger, sondern auch für 
einen großen Teil der lohn- 
abhängigen Bevölkerung. Da- 
mit einher geht zum einen ei- 
ne verstärkte soziale Spaltung 
(der Erfolg der Unternehmen 
und damit auch die mögliche 
Höhe der von ihnen gezahl- 
ten Löhne differiert extrem, 
auch der „Anlageerfolg“ der 
Kleinanleger kann sehr un- 
terschiedlich ausfallen, und 
schließlich wird auch in den 
entwickelten kapitalistischen 
Ländern diejenige Gruppe 
immer größer, die überhaupt 
keine Chance auf einen höher 
entlohnten Job oder eine An- 
lage an den Kapitalmärkten 
hat). Zum anderen bringt die 
Dominanz der Finanzmärk- 
te neue Verhaltensorientie- 
rungen hervor. Für die Un- 
ternehmen ist es nicht nur 
wichtig, einen im nationalen 
Rahmen „normalen“ Gewinn 
zu erwirtschaften, sondern ei- 
nen Gewinn, der mit den in- 
ternationalen „Benchmarks“ 
mithalten kann und auch die 
Aussicht auf künftige Steige- 
rung bietet, sodaß er einen 
steigenden Aktienkurs, den 
„Shareholdervalue“ garan- 
tiert. Für die zunehmende 
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Zahl von Kleinanlegern, de- 
ren Rente an die Entwicklung 
der Aktienmärkte gekoppelt 
ist, wird eine rigide, gewin- 
norientierte Unternehmens- 
politik wichtiger als die Ori- 
entierung an kollektiven Si- 
cherungssystemen und soli- 
darischen Organisationsfor- 
men. Am Horizont taucht 
damit eine Gesellschaft auf, 
wo nicht nur die kapitalisti- 
schen Unternehmen ihre Pro- 
fitmaximierungsstrategien 
noch weit aggressiver verfol- 
gen als bisher, sondern wo 
aus Arbeitern und Arbeite- 
rinnen, die sich früher einmal 
in Gewerkschaften und so- 
zialistischen oder kommuni- 
stischen Parteien zusammen- 
geschlossen hatten, um dem 
Kapital zumindest einen ge- 
wissen Widerstand entge- 
genzusetzen, zunehmend Un- 
ternehmer in Sachen Verkauf 
eigener Arbeitskraft und An- 
leger in Sachen eigener Er- 
sparnisse und Alterssicherung 
werden. Die Ausgebeuteten 
vertreten nun die kapitalisti- 
sche Logik der Profitmaxi- 
mierung aus scheinbarem Ei- 
geninteresse. Dieses Verhal- 
ten wird zwar nur für eine 
Minderheit ökonomisch Sinn 
machen, deren Grenzen sind 
aber fließend. Auf- und Ab- 
stiege sind möglich, sodaß 
sich durchaus eine Mehrheit 
der Beschäftigten Hoffnun- 
gen machen wird, irgend- 
wann doch einmal zu dieser 
bessergestellten Minderheit 
zu gehören. 


Schlechte Aussichten 

Für eine antikapitalistische 
Linke werden die Zeiten 
noch ungemütlicher werden, 
als sie es sowieso schon sind. 
Der neue „globale Konkur- 
renzkapitalismus“ wird sich 
wesentlich ungehemmter ent- 
wickeln als in den vergange- 
nen Jahrzehnten, es wird zu 
größeren sozialen Spaltungen 
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kommen (sowohl innerhalb 
der entwickelten Länder, wo 
„erste“ und „dritte“ Welt 
ganz nah zusammenrücken, 
was schon heute nicht nur in 
New York oder Los Angeles 
zu besichtigen ist) und wahr- 
scheinlich auch zu häufige- 
ren und schärferen Krisen 
führen, die mit Verelen- 
dungstendenzen einherge- 


hen, welche ganze Regionen 
betreffen und von der wei- 
teren Entwicklung abkop- 
peln können, während an- 
derswo der Reichtum immer 
schneller akkumuliert. Dar- 

aus aber auf die Entstehung 

einer stärkeren antikapitali- 

stischen Bewegung zu 
schließen, wäre überaus vor- 
eilig, denn, wie gerade ange- 
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deutet, ist bei den besser be- 
zahlten Schichten der Ar- 
beiterklasse, bei den Kern- 
belegschaften der Global 
Players oder den hochquali- 
fizierten Experten der wach- 
senden Internetökonomie 
eher mit zunehmender Ent- 
soldarisierung und einer In- 
ternalisierung der Profitlo- 
gik als einem quasi-natürli- 
chen Sachzwang zu rechnen. 
Die „rot-grüne“ Variante ei- 
ner Modernisierung des Ka- 
pitalismus, eines „intelligen- 
ten“ Fitmachens des natio- 
nalen Standorts für die Welt- 
marktkonkurrenz (statt einer 
Kahlschlagpolitik ä la Rea- 
gan und Thatcher), scheint 
für diese Schichten die plau- 
sibelste politische Option zu 


sein. In den meisten EU- 
Ländern wird bereits von 
solchen Parteien die Regie- 
rung gestellt; die Clinton- 
Administration stellt gewis- 
sermaßen das US-amerika- 
nische Pendant dazu dar. 

Für die übrigen Teile der 
Arbeiterklasse bleibt die (für 
Einzelne auch nicht völlig 
aussichtslose) Hoffnung des 
Aufstiegs oder aber ein Le- 
ben, das zunehmend an der 
Armutsgrenze geführt wird 
(beziehungsweise das vom 
Abrutschen an diese Grenze 
bedroht wird) und das ent- 
weder politische Apathie 
oder ziellose Wut und jede 
Menge rechtsextremer und 
rassistischer Ressentiments 
hervorbringt. 
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Hochprozentiges aus dem Wissenschaftsentertainment 
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Mythen und Fakten 
im Kosovo-Konflikt 


s ist ein merkwürdiges 

Buch. Bereits seine biblio- 
phile Aufmachung - einher- 
gehend mit einem weit weni- 
ger sorgsamen Lektorat — 
scheint seinem Gegenstand ir- 
gendwie unangemessen. We- 
sentlicher jedoch ist die Span- 
nung, die sich daraus ergibt, 
daß hier zwei Historiker und 
ein bedeutender Mitspieler 
des Schauspiels von Ram- 
boulliet einen gemeinsamen 
Text verfaßt haben. So han- 
delt es sich auch eigentlich um 
zwei Bücher: um einen Abriß 
der politischen und sozio-kul- 
turellen, kaum der ökonomi- 
schen Entwicklung des Koso- 
va von der ersten serbischen 
Herrschaft Ende des 13. Jahr- 
hunderts bis heute und hier- 
von getrennt um eine Dar- 
stellung der Diplomatie von 
Rambouillet und Paris, en- 
dend mit dem Beginn des 
NATO-Bombardements am 
24. März letzten Jahres. 

Kaser hat bereits zu dem 
von Hannes Hofbauer her- 
ausgegebenen Band „Bal- 
kankrieg“ einen knappen, aber 
sehr brauchbaren Aufsatz 
über die ökonomische und 
politische Peripherisierung des 
Balkans und den daraus re- 
sultierenden Migrationsbewe- 
gungen beigetragen, die zu je- 
nen Konstellationen führten, 
auf denen die nationalistischen 
Rechtfertigungsmythen der 
heutigen Kriegsherren auf- 
bauen. Er konzentriert sich 
auch im vorliegenden Band 
auf die Zeit von der Schlacht 
am Amselfeld bis zum ersten 
Weltkrieg. Pichler widmet sich 


der Entwicklung im letzten 
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Jahrhundert und gemeinsam 
mit Petritsch dem Rambouil- 
let-Teil. Alle drei Autoren 
zeichnen aber für den gesam- 
ten Text verantwortlich. 

Zum Verständnis des Bu- 
ches muß erwähnt werden, 
daß es sich als ein Werk mit 
„handbuchartigem Charak- 
ter“ versteht. So beschränken 
sich die Autoren über weite 
Strecken auf die Kommentie- 
rung einer Vielzahl von ihnen 
als relevant erachteter Ori- 
ginaldokumente. Diejenigen 
zu Rambouillet, einschließlich 
des gesamten Vertragswerks, 
werden hier zum Teil erstmals, 
zumindest in gedruckter 
Form, veröffentlicht. Die Au- 
toren beabsichtigen hiermit 
zweierlei. Einerseits wollen sie 
„einer neuen Mythenbildung 
über die vorgeblich so geheim 
geführten, Verhandlungen 
von Rambouillet entgegen- 
wirken“, andererseits sollen 
die im ersten Teil veröffent- 
lichten Dokumente die Be- 
deutung nationaler Mythen 
und ihrer Instrumentalisie- 
rung für die Kriege am Bal- 
kan erklären helfen.! 

Das hält die Autoren aller- 
dings nicht davon ab, ihrer- 
seits im Vorwort einen Mythos 
betreffend der völkerrechts- 
widrigen Bombardierungen 
Jugoslawiens zu pflegen, wenn 
sie behaupten, der UN-Si- 
cherheitsrat sei durch Rußland 
und China de facto blockiert 
gewesen. Abgesehen davon, 
daß sich eine solche Schluß- 
folgerung selbst aus ihrer ei- 
genen Darstellung wohl kaum 
ziehen läßt, erinnere man sich 
bloß, wie problemlos China 


trotz Vernichtung seiner Bel- 
grader Botschaft nach Kriegs- 
ende zur Stimmenthaltung im 
Sicherheitsrat zu bewegen war, 
als eine Zustimmung für die 
KFOR-Mission schließlich 
notwendig wurde. 


Fehlende Quellenkritik 
Der Diskussion über die Bal- 
kankriege durch die Veröf- 
fentlichung wesentlicher Do- 
kumente eine Grundlage zu 
geben, macht Sinn, wenn- 
gleich auch die innerjugosla- 
wischen Motivlagen ohnehin 
weit weniger umstritten sind 
als die der intervenierenden 
Staaten. Umso ärgerlicher ist 
das fast vollständige Fehlen 
jedweder Quellenkritik, 
mancherorts selbst der Quel- 
lenangaben. So erfahren wir 
von dem über zehn Seiten 
abgedruckten berühmten 
Memorandum der serbi- 
schen Akademie der Wis- 
senschaften, in dem sich der 
großserbische Nationalismus 
erstmals nach Titos Tod 
lautstark zu Wort meldete, 
nicht einmal das Jahr seiner 
Veröffentlichung (1986), ge- 
schweige denn Art und Um- 
stand derselben oder nähe- 
res über seine Rezeption. 
Läßt sich dies noch leicht 
andernorts nachlesen, gilt dies 
von weniger bekannten, eben- 
falls ausführlich abgedruck- 
ten Dokumenten schon weni- 
ger — etwa dem ein halbes 
Jahrhundert zuvor veröffent- 
lichten Memorandum von Va- 
sa/Cubrilovic, einer detail- 
lierten Anleitung zur Vertrei- 
bung der im Kosovo lebenden 
AlbanerInnen. 
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Karl Kaser, Wolfgang 
Petritsch und Robert 
Pichler haben sich in 
einem letzten Herbst 
erschienenen Band 
vorgenommen, die 
Geschichte des Kosovo 
und der Verhandlun- 
gen von Rambouillet 
an Hand von Original- 
dokumenten zu ent- 
zaubern. 


Von MARKUS KEMMERLING 


Wolfgang Petritsch, Karl 
Kaser, Robert Pichler: Kosovo 
- Kosova - Mythen - Daten - 
Fakten. Wieser Verlag, 
Klagenfurt/Celovec 1999, 
390 Seiten, öS 348;- 
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Die Autoren zitieren um- 
fassend aus „Anklageakten ge- 
gen die Vernichter des Alba- 
nervolkes“, publiziert 1913 in 
Wien vor dem Hintergrund 
der das Ende der türkischen 
Herrschaft am Balkan mar- 
kiernden Balkankriege, in de- 
ren Folge Kosova in das ser- 
bische Königreich eingegelie- 
dert wurde. Das Verhältnis 
zwischen Österreich-Ungarn 
und Serbien war bekanntlich 
bereits damals durch gegen- 
seitige Ressentiments be- 
stimmt, nicht zuletzt aufgrund 
der - im übrigen unerwähnt 
bleibenden - Annexion Bos- 
niens und der Herzegowina 
durch das Habsburgerreich. 
Die in den „Anklageakten“ 
geschilderten „Blutbäder“ 
und „Metzeleien“ des serbi- 
schen Militärs an den Koso- 


vo-AlbanerInnen sind daher 
wohl zunächst als in propa- 
gandistischer Absicht verfaßt 
zu lesen - allein der Leser 
bleibt auf Annahmen ange- 
wiesen. Einmal mehr fehlt je- 
der Hinweis auf die Umstän- 
de der Veröffentlichung oder 
ihre Wirkungsgeschichte. 

Da es sich bei diesem Do- 
kument um die einzige Schil- 
derung der während des Bal- 
kankriegs verübten Verbre- 
chen handelt, ist man verlei- 
tet, diesen Krieg allein unter 
dem Gesichtspunkt der „eth- 
nischen Säuberung“ des Ko- 
sova durch Serbien zu rezi- 
pieren. Liest man umgekehrt 
das Dokument unter dem 
Gesichtspunkt seiner ihm 
vermutlich zugrundeliegen- 
den Interessen, könnte man 
die geschilderten Greuel all- 


1 Robert Foltins in Context XXI 6/99 an Kasers Beitrag zum 


Buch „Balkankrieg“ geübter, ausschließlich auf begrifflicher 
Kritik basiernder Vorwurf, ein solches Verfahren schreibe sei- 
nerseits historische Mythen, „wenn auch kritisch“, fort, ver- 
steht dieses meiner Einschätzung nach vollkommen miß. Ei- 
ne weitere Anmerkung zu Foltins Rezension sei hier noch 
angebracht. In seiner Kritik an dem von Hofbauer verwen- 
deten Begriff „neue Kolonialisiserung“ entwirft Foltin sein 
eigenes Bild einer ‚neuen Kolonialverwaltung‘“, die der al- 
ten insofern gleiche, als auch sie „für Einzelne die Möglichkeit 
gibt, sich an den übriggebliebenen Raubökonomien ... zu 
beteiligen.“ Und weiter: „Auch ÖsterreicherInnen können 
einiges als SoldatInnen für die KFOR oder als Gendarmen für 
die ‚zivile Übergangsverwaltung‘ oder die OSZE verdienen. 
Nicht zu vergessen die hunderten GewinnerlInnen als Mit- 
arbeiterlnnen von NGOs oder die blutleckenden Berichter- 
statterlnnen der Journaille.“ Foltin übersieht ganz offen- 
sichtlich, in wessen Sold eine jede dieser Gruppen steht (worü- 
ber er sich an den Stammtischen jederzeit aufklären lassen 
kann). Und niemand wird wohl allen Ernstes behaupten, 
gut oder überbezahltes Personal sei für den Kolonialismus 
konstitutiv. Über dieses Mißverständnis ließe sich schwei- 
gen, würfe Foltin nicht zum Beleg seiner so flott entwickelten 
These von den NATO-Soldaten bis zu den MitarbeiterInnen 
auch der kleinsten NGO alle in einen Topf. Was immer man 
an gleichgelagertem Interesse diesen zu unterstellen bereit 
sein mag, so bestimmt nicht monetäre Motive. Die lächerliche 
Bezahlung vieler, wenn nicht der meisten unter den letztge- 
nannten zeigt, daß Foltin schlicht nicht weiß, wovon er 
schreibt. Darauf in einem Medium hinzuweisen, dessen Her- 
ausgeberin als Trägerorganisation selbst an solchen Unter- 
nehmungen beteiligt ist, sei gestattet. 
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zuleicht als reine Agitation 
abtun. Als Konsequenz, und 
ähnliches gilt für nicht weni- 
ge der im ersten Teil des Bu- 
ches veröffentlichten Doku- 
mente, bleibt die Lektüre ei- 
nes erschütternden Berichts, 
aus dem auch nur irgendei- 
nen Schluß über Entstehung 
und Entwicklung innerethni- 
scher Gewalt am Balkan zu 
ziehen man sich mangels Se- 
kundärinformation hüten 
muß. Dem erklärten Ziel der 
Autoren, zu nationalen My- 
then verklärte Geschichte zu 
dekonstruieren, sodaß sich 
ihre Relevanz verringere, ist 
so jedenfalls wenig gedient. 


Verhandeln? Besetzen! 

Das Unterfangen von Pe- 
tritsch im zweiten Teil des 
Buchs, die eigene, zwangs- 
weise subjektive Sicht auf die 
Ereignisse, mit Hilfe seiner 
zwei wissenschaftlichen Ko- 
autoren und Dokumenten aus 
seinem Privatarchiv zur quasi 
objektiven Darstellung zu er- 
heben, ist nicht nur nach aka- 
demischen Standesregeln frag- 
würdig. Ungeachtet des sicht- 
lichen Bemühens um eine di- 
stanzierte Betrachtung muß 
bei solcher Vorgangsweise ein 
rechter Pallawatsch entstehen. 
Ablaufschilderung wie prä- 
sentierte Dokumente ermög- 
lichen aber eine Differenzie- 
rung der bisherigen Einschät- 
zung des - von den Autoren 
naturgemäß nicht als solches 
bezeichneten - Diktats von 
Rambouillet. Von Anfang an 
war der Abkommensentwurf, 
über dessen Autorenschaft im 
Buch keine genaueren Anga- 
ben gemacht werden, auf die 
Errichtung eines Protektorats 
und einer militärischen Beset- 
zung des Kosovo durch die 
NATO ausgelegt. Hierin be- 
stand der entscheidende Un- 
terschied zur Situation vor Ve- 
randlungsbeginn. Diese war 
gekennzeichnet von einem 
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brutalen, die Zivilbevölkerung 
einschließenden Vorgehen des 
serbischen Militärs, nicht je- 
doch von systematischen Ver- 
treibungen, auf der einen und 
einer den Konflikt mit dem 
Ziel, NATO-Truppen ins 
Land zu holen, gezielt eska- 
lierenden UCK auf der ande- 
ren Seite - einer Strategie, die 
bereits die bosnischen Musli- 
me erfolgreich vorgespielt hat- 
ten. Bereits im Oktober 1998 
hatte Milosevi& einer unbe- 
waffneten internationalen Prä- 
senz sowie der Öffnung des 
Luftraums über Kosova und 
einer 25 km breiten „Sicher- 
heitszone“ um diesen für die 
NATO zugestimmt, was sich 
im nachhinein als Einver- 
ständnis mit kriegsvorberei- 
tenden Aufklärungsflügen her- 
ausstellen sollte. Den Autoren 
entgeht nicht, unter welch 
schiefem Licht die Koferenz 
von Rambouillet von Anfang 
an stand: „Daß NATO-An- 
griffe aber nur für eine Seite 
eine Drohung darstellten und 
der anderen unter Umständen 
sogar ins Kalkül passen könn- 
ten, machte dieses Friedens- 
ultimatum zu einer strittigen 
und vieldiskutierten Ent- 
scheidung.“ Dies führte letzt- 
lich auch zur Ablehnung des 
Abkommens durch die jugos- 
lawische Regierung, wie aus 
einem öffentlichen Statement 
des serbischen Präsidenten 
Milutinovi@ nach dem Schei- 
tern von Rambouillet unzwei- 
deutig hervorgeht: „Moreover, 
what is even more cynical and 
fraudulent is the fact that the 
parties of Albanian separatist 
and terrorist movement are re- 
quested to sign the agreement 
they had made themselves, na- 
mely to agree to NATO's oc- 
cupation of Kosovo and Me- 
tohija.“2 Spätestens seit dem 
Eintreffen von Madeleine Al- 
bright in Rambouillet bestand 
das primäre Ziel der Konfe- 
renz im Zustandekommen der 
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Legitimierung einer NATO- 
Besetzung: „Hätten die Koso- 
vo-AlbanerInnen dem Ab- 
kommen zu diesem Zeitpunkt 
zugestimmt“, schreiben Pich- 
ler und Petritsch über die Si- 
tuation kurz vor Verhand- 
lungsende, „dann wäre den 
Serben/Jugoslawen unweiger- 
lich die alleinige Schuld für 
das Scheitern zugewiesen wor- 
den.“ Folgt man den Autoren, 
betrieben die jugoslawischen 
Verhandler in Rambouillet ei- 
ne Obstruktionspolitik mit 
dem offensichtlichen Ziel, die 
Sache in die Länge zu ziehen. 
Wohl mehr aus Hilflosigkeit 
denn aus Kalkül spielten sie 
hiermit USA und NATO in 
die Hände. Jugoslawien for- 
derte zunächst eine beidersei- 
tige Unterzeichnung der Ge- 
neral Elements der von Pe- 
tritsch auf Basis des Milose- 
vic-Holbrooke-Abkommens 
formulierten und „gegen den 
Widerstand der USA von der 
Kontaktgruppe als unverhan- 
delbarer Grundlagenkatalog 
angenommenen“ Basic Ele- 
ments. Diese sahen unter 
anderem ein dreijähriges In- 
terimsabkommen, die Zusi- 
cherung der territorialen In- 
tegrität der Republik Jugosla- 
wien und ihrer Nachbarstaa- 
ten sowie eine internationale 
Beteiligung an einer Lösung 
vor. Das Verlangen scheiterte 
an der Weigerung der 
Kosovo-AlbanerInnen, die 
territoriale Integrität anzuer- 
kennen. 

Vor dem Hintergrund die- 
ses Szenarios ist der des öfte- 
ren und so auch im vorlie- 
genden Buch vorgebrachte 
Hinweis, der „so heftig dis- 
kutierte und vorgeblich ge- 
heimgehaltene“ Annex B sei 
in Rambouillet gar nicht ver- 
handelt worden, alles andere 
als eine Rechtfertigung. 
Tatsächlich wurde nicht nur 
der Anhang mit dem Trup- 
penstatutabkommen, sondern 
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das gesamte, die militärische 
Implementierung beinhal- 
tende Kapitel 7 erst am Vor- 
mittag des letzten Verhand- 
lungstages den beiden Par- 
teien ausgehändigt. Dies be- 
wirkte zweierlei: Die Kosova- 
Albaner stimmten zu, das 
Abkommen in zwei Wochen 
zu unterzeichnen, nicht ohne 
hinzuzufügen: „The Delega- 
tion of Kosova invites and ex- 
pects the rapid deployment 
of NATO on the ground as 
an essential part of the Agre- 
ement“. Die jugoslawische 
Seite hingegen mußte erken- 
nen, daß - völlig egal, wie die 
Verhandlungen ausgingen — 
am Ende NATO-Truppen in 
das Kosovo einmarschieren 
würden. Aus der zitierten Er- 
klärung des serbischen Präsi- 
denten Milutinovie geht un- 
zweideutig hervor, daß sich 
Jugoslawien - verständli- 
cherweise — betrogen und 
hintergangen fühlte: „There 
has been an transparent and 
inappropriate attempt only a 
few hours before the talks 
were about to close to deliver 
the documents which had not 
even been discussed by the 
Contact Group. These docu- 
ments are the so-called An- 
nexes 2 and 7 (dealing with 
the police issues and troops). 
... They never wanted the ag- 
reement. The bottom line of 
this game of talks has been 
troops and troops alone. ... 
There are attempts at making 
a good excuse for an aggres- 
sion against a sovereign sta- 
te.“3 Von da an ging gar 
nichts mehr. Irgendwann in 
diesem Zeitraum wird Bel- 
grad wohl auch den wahn- 
witzigen Beschluß gefaßt ha- 
ben, der bevorstehenden Be- 
setzung mit der Säuberung 
des Kosovo von seinen Be- 
wohnerInnen zu begegnen. 
Die fogenden Pariser Ge- 
spräche waren nur mehr Ku- 
lisse für aufziehende jugosla- 
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wische Truppen und in Stel- 
lung gebrachte NATO- 
Kampfbomber, an deren En- 
de das unwürdige Schauspiel 
einer einseitigen Vertragsun- 
terzeichnung durch Rugova 
und den von Petritsch wenige 
Monate zuvor „als geeigne- 
ten zukünftigen Ansprech- 
partner identifizierten“ Has- 
him Thagi stand. Den An- 
nex B betreffend schreiben 
die Autoren weiters, „daß 
Milosevie in eine NATO-Luf- 
traumüberwachung bereits 
im Oktober 1998 eingewilligt 
hatte und sich das Modell 
von Rambouillet an den 
Dayton-Vertrag anlehnte.“ 
Dies ist so nicht richtig. Die 
Luftraumüberwachung wur- 
de in Kapitel 7, Artikel X we- 
sentlich ausgeweitet (keine 
Einschränkung mehr auf un- 
bewaffnete Aufklärungsflüge, 
Übertragung der Lufthoheit 
von Jugoslawien auf die NA- 
TO) und auch das Truppen- 
statutabkommen war weiter- 
gehend. Es beinhaltete bei- 
spielsweise das Recht der 
NATO, in ganz Jugoslawien 


Manöver abzuhalten.* Darü- 
ber hinaus ist es wohl kaum 
dasselbe, ob ein solches Ab- 
kommen nach Kriegsende 
oder als „Formulierung eines 
politisches Kriegsziel“ zu- 
standekommt, wie es der Völ- 
kerrechtler Michael Geistlin- 
ger hierorts treffend bezeich- 
net hat. (Die territoriale Zu- 
gehörigkeit Bosniens zu Ju- 
goslawien war in Dayton kein 
Thema mehr, in Rambouillet 
aber vor Verhandlungsbeginn 
explizit zugesichert worden.) 
Der Hinweis auf die weitge- 
hende Identität zwischen 
dem in Dayton abgeschlosse- 
nen und jenem in Rambouil- 
let vorgelegten Truppenab- 
kommen ist trotz allem nicht 
uninteressant.’ Belegt er 
doch, daß der Bombenkrieg 
gegen Jugoslawien keines- 
wegs eine neue Qualität in 
das Vorgehen der „interna- 
tionalen Gemeinschaft“ 
brachte, sondern als konse- 
quente Zuspitzung des in 
Bosnien eingeschlagenen 
Weges zu lesen ist. Bis dem- 
nächst in Montenegro. = 


2 Metohija ist die offizielle serbisch-jugoslawische Bezeich- 


nung für Kosova. 


3 Dieses am 5. März in „Yugoslav Daily Survey“ veröffent- 
lichte Dokument ist noch aus einem weiteren Grund inter- 
essant, beweist es doch, daß Jugoslawien bereits während 
der Verhandlungen sehr deutlich seine Ablehnung der mi- 
litärischen Implementierung öffentlich gemacht hat, ohne 


daß dies, zumindest meiner nicht unaufmerksamen Wahr- 


nehmung nach, in den westlichen Medien auch nur in ei- 


ner Fußnote rezipiert worden wäre. 

4 Ein weitergehender Vergleich ist anhand des kurzen, aus dem 
Dayton-Vertrag abgedruckten Ausschnitts nicht möglich, da 
sich unter der angegebenen Quelle nicht das Truppenstatut- 
abkommen der NATO mit der jugoslawischen, sondern mit 
der bosnischen Republik findet. Diesem gleicht das in Ram- 
bouillet vorgelegte Abkommen allerdings weitgeherd. 

5 Im übrigen wurde von völkerrechtlicher Seite schon die 
IFOR/SFOR als Besatzungstruppe charakterisiert, der „ledig- 
lich die Legitimität des Kapitels VII der UN-Charta verliehen 
ist“. Allein die Tatsache, daß die NATO überhaupt mit Nicht- 
mitgliedsstaaten Truppenstatutabkommen abschließt, war 
nur mit so phantasievollen Erklärungen wie „interpretative 
Fortbildung des NATO-Vertrages durch eine von allen Mit- 
gliedsstaaten konsentierte Praxis“ völkerrechtens zu machen. 
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Kap der Gewalt 


Frauenunterdrückung in Südafrika 


Die Republik am Kap 
der guten Hoffnung 
weist weltweit die 
höchste Vergewalti- 
gungsrate auf. 


Von VERONIKA WITTMANN * 


*) Veronika Wittmann ist Ent- 
wicklungssoziologin in Linz, 
Stipendiatin der Österreichi- 
schen Akademie der Wissen- 
schaften und schreibt an ihrer 
Dissertation. Forschungs- 
aufenthalte in Tanzania, 
Zimbabwe, Ghana und Süd- 
afrika mit den thematischen 
Schwerpunkten: „Afrikanische 
Feminismen und Gender 
Empowerment". 
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er nationale Frauentag am 

9. August ist im neuen 
Südafrika, ebenso wie der in- 
ternationale Frauentag am 8. 
März, ein offizieller Feiertag. 
Er geht zurück auf das Jahr 
1956, als 20.000 Frauen gegen 
die Ausdehnung der Paßge- 
setze auf „schwarze“ Frauen 
demonstrierten.! Im rassisti- 
schen Apartheidstaat waren 
alle, gemäß dem „Population 
Registration Act“ von 1950, als 
„schwarz klassifizierten“ Män- 
ner dazu gezwungen, Pässe, in 
denen der Wohnort, der Ar- 
beitsplatz etc. vermerkt wur- 
de, bei sich zu tragen. Die Re- 
gierung unter dem damaligen 
Premierminister Strydom woll- 
te dieses Gesetz auch auf Frau- 
en ausweiten. Als Protest ge- 
gen diese Maßnahme zogen 
20.000 Frauen zum Regie- 
rungssitz in Pretoria und leg- 
ten Unterschriftenlisten vor, 
wobei viele der Aktivistinnen 
verhaftet wurden. Der Monat 
August wurde im neuen-Süd- 
afrika zum „Monat der Frau- 
en“ erklärt. Jedes Jahr finden 
den ganzen Monat hindurch 
frauenspezifische Veranstal- 
tungen statt. Im vergangenen 
Jahr hatten die Demonstratio- 
nen, Fernsehdiskussionen, 
Konzerte und Radiosendun- 
gen die Thematik der Gewalt- 
anwendungen, denen Frauen 
in Südafrika ausgesetzt sind, 
zum Schwerpunkt. Das neue, 
demokratische Südafrika wird 
in diversen Medienberichten 
sehr gerne als eine „Regenbo- 
gennation“ beschrieben und 
dargestellt, als eine Nation, 
welche viele verschiedene 
„Kulturen“ beinhaltet. So ver- 
schieden die jeweiligen kultu- 


rellen Gegebenheiten in dem 
Land am „Kap der guten 
Hoffnung“ mit seinen elf offi- 
ziellen Amtssprachen auch 
sein mögen, in einem Punkt 
unterscheiden sie sich absolut 
nicht. Physische und psychi- 
sche Gewaltanwendungen be- 
treffen sowohl die Minoritäts- 
frauen der „Ersten Welt“ Süd- 
afrikas als auch die Bewohne- 
rinnen der unzähligen Town- 
ships an der Peripherie der 
größeren und kleineren Städte. 
Die Rahmenbedingungen, die 
Frauen in diesen differieren- 
den Welten vorfinden, um 
sich gegen die geschlechtsspe- 
zifische Gewalt wehren zu 
können, sind jedoch gänzlich 
andere. Die Thematik der Ge- 
waltanwendungen gegen Frau- 
en ist in Südafrika unüberseh- 
bar geworden. Davon zeugen 
nicht nur unzählige Zeitungs- 
reportagen und Fernsehbe- 
richte über mißhandelte Frau- 
en, sondern die Brisanz des 
Themas spiegelt sich auch in 
der Innenpolitik dieses jungen, 
demokratischen Landes wie- 
der. Die starke Präsenz von 
Gewaltanwendungen gegen 
Frauen in den südafrikani- 
schen Medien, in der politi- 
schen Diskussion und auch im 
Alltagsdiskurs wird offen- 
sichtlich, wenn offizielle Stati- 
stiken betrachtet werden. Süd- 
afrika weist, weltweit gesehen, 
die höchste Rate an Vergewal- 
tigungen auf. Statistiken bele- 
gen, daß alle 26 Sekunden eine 
Frau in Südafrika vergewaltigt 
wird, das heißt, eine von drei 
Südafrikanerinnen ist in ihrem 
Leben von einer Vergewalti- 
gung betroffen. Zur Veran- 
schaulichung dieser traurigen 


DIEENDEN DER PARABEL 


Bilanz stelle man sich eine ein- 
einhalb Stunden dauernde 
Theatervorstellung vor. Von 
dem Zeitpunkt an, wo die 
Aufführung beginnt, bis zu je- 
nem Zeitpunkt, da der Vor- 
hang fällt, werden in Südafrika 
statistisch betrachtet 120 Frau- 
en vergewaltigt. Gewalt form- 
te mehr oder minder immer 
die Konturen des Alltags 
südafrikanischer Frauen. 
Während der Zeit des institu- 
tionalisierten Rassismus und 
Sexismus im Apartheidsystem 
wurden geschlechtsspezifische 
Gewaltanwendungen jedoch 
größtenteils tabuisiert. Media- 
les Interesse erregten nach 
Aussagen von Mitarbeiterin- 
nen diverser Frauenorganisa- 
tionen nur jene Fälle, in denen 
die Überlebenden „weiß“ wa- 
ren. Das seit sechs Jahren be- 
stehende demokratische poli- 
tische System hat für die 
Mehrheit der historisch und 
auch noch gegenwärtig dispri- 
vilegierten Bevölkerungs- 
schichten, insbesondere für die 
Frauen des Landes, zwar 
kaum eine bemerkenswerte 
Verbesserung ihrer schlechten 
sozio-ökonomischen Situation 
gebracht, eine Änderung setz- 
te jedoch hinsichtlich ihrer 
rechtlichen Situation und der 
Enttabuisierung von Gewalt 
gegen Frauen in der Öffent- 
lichkeit ein. Eine geschlechts- 
egalitäre Gesellschaft zu eta- 
blieren zählt - zumindest 
wenn man der Rhetorik süd- 
afrikanischer PolitikerInnen 
Glauben schenken darf - zu 
den größten Herausforderun- 
gen, die es momentan zu be- 
wältigen gilt. In großen Teilen 
der Gesellschaft wird die Auf- 
gabe, die Gewaltanwendun- 
gen gegen Frauen zu reduzie- 
ren, in etwa als ebenso wich- 
tig erachtet wie die Eindäm- 
mung der sonstigen Krimina- 
lität. Frauenspezifische Dis- 
kriminierungen sind im neu- 


en Südafrika dem Gesetz nach 
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untersagt. Inwieweit die Mehr- 
heit der Frauen des Landes 
von ihrem neuen rechtlichen 
Status weiß und davon Ge- 
brauch machen kann, steht je- 
doch auf einem anderen Blatt. 
An diesem Punkt setzt die Ar- 
beit diverser NGOs und 
„Graswurzelbewegungen“ an. 
Gegenwärtig besteht diese vor 
allem darin, Aufklärungsarbeit 
über die veränderte rechtliche 
Lage zu leisten. Die Mittel, mit 
denen Frauen über ihre Rech- 
te informiert werden, reichen 
von Zeitungsartikeln, Plaka- 
ten, Informationskampagnen 
bis hin zu Radiosendungen. 
Letztere sind vor allem in den 
Townships das beste Medium, 
um Frauen erreichen zu kön- 
nen. Zum einen senden loka- 
le Radiostationen in der jewei- 
lig vor Ort gesprochenen Mut- 
tersprache - in der westlichen 
Kap-Provinz beispielsweise in 
Xhosa -, zum anderen er- 
scheinen Radiosendungen 
auch angesichts der hohen An- 
alphabetinnenrate sinnvoller 
zu sein als Zeitungsreportagen, 
um Informationen an Frauen 
weiterzugeben. In Khayelitsha 
bei Kapstadt, dem zweitgröß- 
ten Township Südafrikas, sen- 
det beispielsweise die „Cibo- 
nele Radio Station“ täglich in 
einem Frauenprogramm In- 
formationen über den Äther, 
die es den Bewohnerinnen er- 
möglichen soll, gegen die im- 
mens hohe geschlechtspezifi- 
sche Gewalt vorzugehen. Der 
Name „Cibonele“ hat in der 
Sprache der Xhosa die Be- 
deutung „See for yourself“. 
Genau dies machen die Be- 
wohnerinnen von Khayelitsha, 
indem sie sich gegenseitig un- 
terstützen und helfen. So ist es 
beispielsweise keine Seltenheit, 
daß Frauen während der Sen- 
dezeit anrufen, um auf aktuel- 
le Fälle von Gewaltanwen- 
dungen in ihrer näheren Um- 
gebung aufmerksam zu ma- 
chen. Es gibt neben den so- 
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genannten „Graswurzelbewe- 
gungen“ wie der „Cibonele 
Radio Station“ auch eine Viel- 
zahl an NGOs, die als Ar- 
beitsschwerpunkt die Redu- 
zierung der Gewalt gegen 
Frauen haben. Ihre Aktivitä- 
ten, um dieses Ziel zu errei- 
chen, sind primär von der vor- 
handenen Infrastruktur und 
der Lokalität der jeweiligen 
Organisation abhängig. Die 
Mehrzahl der Frauenorganisa- 
tionen, welche tagtäglich mit 
Betroffenen von Gewaltan- 
wendungen wie Vergewalti- 
gung und Raubüberfällen ar- 
beiten, haben ihren Hauptsitz 
in der Innenstadt Kapstadts 
und nur sogenannte Satelli- 
tenbüros in den Townships 
rund um die 4-Millionen-Stadt. 
Gerade dort, wo die überwäl- 
tigende Mehrheit der Gewalt- 
anwendungen gegen Frauen 
passiert, sind nicht nur weni- 
ger Beratungsstellen, sondern 
es existiert auch kein einziges 
Frauenhaus in den Townships. 
Die seit immerhin 24 Jahren 
existierende NGO „Rape Cri- 
sis“, die nur mit Überlebenden 
von Vergewaltigungen arbei- 
tet, hat ihren Hauptsitz in Ob- 
servatory, einem studentisch 
geprägten Viertel Kapstadts. 
In Khayelitsha, dem eine Mil- 
lion EinwohnerInnen zählen- 
den Township, besteht erst seit 
1995 ein Satellitenbüro. Ein 
Haus für Beratungsdienste ha- 
ben die Mitarbeiterinnen von 
„Rape Crisis — Khayelitsha“ 
erst seit Juni letzten Jahres. 
Neben der Vielzahl an Frau- 
enprojekten gibt es auch eine 
seit 1993 bestehende NGO, 
das „5 in 6 Project“, welches 
vorwiegend mit Männern ar- 
beitet, um in Workshops de- 
ren Verhaltensweisen gegen- 
über Frauen zu ändern. Der 
Name der Organisation resul- 
tiert aus der Tatsache, daß sta- 
tistisch gesehen einer von sechs 
Männern in Südafrika Frauen 
mißbraucht. Bei den zweiten 
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demokratischen Wahlen, die 
im Juni 1999 stattfanden, ha- 
ben AktivistInnen des „5 in 6 
Project“ Wahlplakate aller kan- 
didierenden Parteien mit Po- 
stern überhängt, auf denen die 
Frage zu lesen war: „l von 6 
Männern mißbraucht Frauen. 
Kümmert er sich darum?“ 
Durch diese Aktion sollten die 
KandidatInnen der zur Wahl 
angetretenen Parteien auf die 
Gewalt gegen Frauen auf- 
merksam gemacht werden. Es 
gibt eine ganze Reihe derarti- 
ger Aktivitäten. So finden bei- 
spielsweise in Kapstadt oft 
spontan Demonstrationen vor 
Gerichtsgebäuden statt, wenn 
in Verhandlungen Urteile ge- 
gen Gewalttäter gefällt werden, 
die unter dem Mindeststraf- 
maß bleiben. Bei den diversen 
Aktivitäten anläßlich des na- 
tionalen Frauentages im letz- 
ten Jahr wurden in ganz Süd- 
afrika weiße Bänder verteilt, 
welche international als Sym- 
bol gegen Gewalt gegen Frau- 
en gelten. Viele Südafrikaner- 
Innen bekundeten damit ihre 
Solidarität mit jenen Frauen, 
die Gewaltanwendungen aus- 
gesetzt sind. Was trotz aller 
notwendigen und wichtigen 
Öffentlichkeitsarbeit, die Frau- 
enorganisationen und Gras- 
wurzelbewegungen leisten, be- 
stehen bleibt, ist die unbeant- 
wortete Frage, die eine Vertre- 
terin der Frauenliga des ANC? 
bei einer Kundgebung gegen 
Gewalt gegen Frauen in Kap- 
stadt an die anwesenden Män- 
ner derart formulierte: „Wenn 
wir gemeinsam gegen die 
Apartheid gekämpft und ge- 
wonnen haben, warum um al- 
les in der Welt können wir 
nicht gemeinsam den Sexismus 
überwinden?“ Angesichts der 
Vielzahl an Aktivitäten besteht 
zumindest eine potentielle 
Chance, daß das Land am 
„Kap der guten Hoffnung“ ein 
„sicheres Kap für Frauen“ 
wird. | 


MitarbeiterInnen von 
„Rape Crisis" in Khayelitsha 
(rechts: Bulelwa Mshumpela) 


1 Die Begriffe „weiß“ und 
„schwarz“ werden in die- 
sem Artikel als soziale Ka- 
tegorie verwendet, um ras- 
sistische Diskriminierun- 
gen sichtbar zu machen. 

2. African National Congress. 
Der African National Con- 
gress war die älteste Be- 
freiungsbewegung auf dem 
afrikanischen Kontinent 
und die bekannteste Anti- 
Apartheid-Widerstandsbe- 
wegung. Er ist nunmehr 
die Regierungspartei in 


Südafrika. 
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Schlachtfeste 


Gewalt in Film und Fernsehen 


Produzieren 
Schwarzenegger-Filme 
und Reality-TV Schlä- 
ger und Amokläufer? 


VON CHRISTOPH KAINDEL* 


*) Christoph Kaindel arbeitet 


als Werbegrafiker und Jugend- 


forscher in Wien. 

Ein ausführlicherer Artikel von 
Christoph Kaindel zu Gewalt 
in der Populärkultur ist in der 
Nummer 4/97 von „Tracts" 
erschienen. In einer der näch- 
sten Ausgaben von Context 


XXI publizieren wir von ihm ei- 


nen Text zur Comiczensur in 
den USA. 
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iner der ersten jemals ge- 

drehten Filme zeigte einen 
Boxkampf, dessen Runden auf 
einzelnen, damals nur wenige 
Minuten langen Filmspulen 
festgehalten wurden. „The 
Great Train Robbery“ (1903), 
einer der ersten Western, lö- 
ste bereits eine Diskussion 
über Gewalt im Film aus. In 
den folgenden Jahrzehnten hat 
die Gewalt im Film mehrere, 
teilweise parallel bestehende 
Stadien durchlaufen: von den 
akrobatischen Fechteinlagen 
des stets siegesgewiß lächeln- 
den Erroll Flynn bis zum Sho- 
wdown um zwölf Uhr mittags, 
von Ringkämpfen plumper 
Muskelmänner in diversen 
Sandalenschinken bis zu Char- 
les Bronsons fragwürdigen 
Selbstjustizreißern. Zu Aben- 
teuer und Action tritt der 
Horror, von den stimmungs- 
vollen, erschreckenden Bildern 
der frühen Vampir- und Dra- 
culafilme bis zum modernen 
Splatterfilm. 

Zum Kino kam das Fern- 
sehen hinzu, das in Serien 
und eigens produzierten Fil- 
men die Stereotypen der Ge- 
waltdarstellung, meist leicht 
abgeschwächt, übernahm. 
Fernsehserien inspirieren Ki- 
nofilme wie „The Saint“, 
„Auf der Flucht“ und „Mis- 
sion Impossible“, Filme wie 
„Robocop“, „Highlander“ 
oder „The Big Easy“ bringen 
Fernsehserien hervor. 

Zwei Elemente kennzeich- 
nen die Entwicklung der Ge- 
waltdarstellung der letzten 
zehn Jahre: Eine Perfektionie- 
rung der Gewalt, eine über- 
zeichnete Ästhetisierung und 
Gigantomanie bis hin ins Ab- 


struse geht Hand in Hand mit 
einer „Intimisierung“ der ge- 
zeigten Gewalt. Der unver- 
meidliche Kampf zwischen 
Helden und Schurken im Ac- 
tionfilm hat eine neue Qualität 
bekommen. Einerseits werden 
die Schußwaffen im filmischen 
Gebrauch immer gewaltiger, 
anderseits ist heute der waf- 
fenlose Nahkampf der unver- 
zichtbare Höhepunkt jedes 
Actionfilms. 

Dies wäre nicht weiter be- 
merkenswert; auch im klassi- 
schen Western oder Aben- 
teuerfilm nimmt der Kampf 
eine zentrale Position ein. Ist 
nicht der Karatekampf ein- 
fach eine aktuellere Umset- 
zung etwa der Fechtszenen ei- 
nes Erroll Flynn oder Douglas 
Fairbanks? 

Nicht ganz; während der 
Kampf im Film immer wich- 
tig war als Kulmination eines 
Konfliktes zwischen Gut und 
Böse, scheint sich jedoch im 
modernen Actionfilm der 
Fokus zu einer Darstellung 
der Kampfmittel zu ver- 
schieben, sei es die Waffe 
oder der gestählte Körper 
des Helden selbst. 

Während James Bond 
noch mit der vergleichsweise 
mickrigen Walther PPK sein 
Auskommen fand und die 
übermächtigen Riesenwaffen 
seinen Gegnern überließ, griff 
Clint Eastwood als „Dirty 
Harry“ (1971) bereits zur mas- 
siven 44er Magnum, als ästhe- 
tisierter und erotisierender 
Handfeuerwaffe. Der Text des 
Vorspanns von „Dirty Harry 
2: Magnum Force“ (1973) il- 
lustriert in unvergleichlicher 
Weise diesen Waffenfetischis- 
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mus. Während die Kamera lie- 
bevoll am blanken Stahl der 
Waffe entlanggleitet, ertönen 
die Worte: „Die .44er Ma- 
gnum. Die stärkste Handfeu- 
erwaffe der Welt. Die bläst dir 
glatt den Kopf weg. Fühlst du 
dich wohl?“ 

Der unangefochtene Spit- 
zenreiter im Gebrauch gigan- 
tischer Schußwaffen ist Ar- 
nold Schwarzenegger, dessen 
imposanter Körperbau wohl 
auch eine ebenso eindrucks- 
volle Bewaffnung verlangt. 
Seit seinem internationalen 
Durchbruch als Actionstar in 
„Terminator“ (1984) kommt 
er regelmäßig wieder, mit im- 
mer schwereren Geschützen 
ausgerüstet. In seinem Ac- 
tionvehikel „Eraser“ (1996) 
ist ihm schließlich die end- 
gültige Reduktion auf das We- 
sentliche gelungen: Hier dreht 
sich die ganze dünne Story 
um eine alles durchdringen- 
de, futuristische Strahlenwaf- 
fe, die Arnie in den letzten 
Szenen sogar in beiden Hän- 
den schwingen darf. 

Vom übersteigerten Waf- 
fenfetischismus der Schwarz- 
enegger-Filme zur Parodie ist 
es nicht weit. Vor allem die 
Filme der jungen Actionregis- 
seure Tarantino und Rodri- 
guez zeichnen sich durch gro- 
teske, plakativ übertriebene 
Gewalt aus. Da entpuppen 
sich etwa die Gitarrenkästen 
der Killer in Rodriguez‘ „Des- 
perado“ (1995) als getarnte 
Maschinengewehre und Ra- 
ketenwerfer, den scharenweise 
auftretenden Vampiren in 
„From Dusk till Dawn“ 
(1996) wird zwecks Erfolgs- 
maximierung ein motorbe- 
triebener Holzpflock der Rei- 
he nach ins Herz gerammt. In 
Tarantinos „Pulp Fiction“ 
(1994) greift Bruce Willis zur 
Freude des Publikums 
zunächst abwägend zum Ba- 
seballschläger und zur Ket- 
tensäge, um sich der beiden 
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mörderischen Perversen dann 
doch mit dem Samuraischwert 
zu entledigen. Und im sieben- 
fach oskargekrönten Thriller 
„Fargo“ (1996) der Coen-Brü- 
der finden die zahlreichen ba- 
nalen und letztlich sinnlosen 
Gewaltakte ihren Höhepunkt 
in jener Szene, als der wort- 
karge Killer seinen gesprächi- 
geren Kollegen in der Häck- 
selmaschine zerkleinert. 

Wo keine Waffe greifbar 
ist, damuß der Körper selbst 
zur Waffe werden. Hochtrai- 
nierte Kampfsportler wie Je- 
an-Claude van Damme, Ste- 
ven Seagal oder Dolph Lund- 
gren sind die Helden des Sub- 
genres der „Martial Arts Mo- 
vies“, in denen meist weniger 
geschossen, dafür umso mehr 
geschlagen und getreten wird. 
Diese Stars sind nur die Spitze 
des Eisberges. Jährlich werden 
hunderte billiger Prügelstrei- 
fen direkt für den Videomarkt 
produziert. Da der Aufwand 
für Ausstattung oder Spezial- 
effekte nahezu null beträgt, 
rentieren sich diese Filme in 
jedem Fall. 

Mit dem Boom der kör- 
perbetonten Actionfilme geht 
eine Welle von ebenfalls zwei- 
kampforientierten Fernsehse- 
rien einher, in denen oft B- 
Movie-Darsteller wie Chuck 
Norris, Michael Dudikoff oder 
Lorenzo Lamas ihr Auskom- 
men finden. „Walker, Texas 
Ranger“, „Renegade“ und 
„Cobra“ sind einfallslose Po- 
lizei- bzw. Kopfgeldjägerseri- 
en, während die Fantasyseri- 
en „Highlander“ und „Her- 
kules“ zumindest mit origi- 
nelleren Hintergrundstories 
aufwarten können. Die Fanta- 
syheldin „Xena“ ist eine in- 
teressante Neuerscheinung im 
Actionuniversum: „Laut dem 
US-Branchenblatt ‚Variety‘ 
lockt die Kriegerprinzessin 
überwiegend weibliche Zu- 
schauer an. Genauso unge- 
wöhnlich wie die Heldin sind 
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ihre Fans. Die Serie ist ein 
Kulthit bei Lesben und ein 
populäres Pin-Up in Frauen- 
gefängnissen.“ (Scherer, $. 23) 

Doch auch an höherbud- 
getierten Actionfilmen geht 
diese Entwicklung nicht spur- 
los vorüber. Wo John Wayne 
früher seine Fäuste genügten, 
um Zweikämpfe zu bestreiten, 
muß der heutige Actionstar et- 
was mehr bieten. Mel Gibson 
(Lethal Weapon 1-4), Bruce 
Willis (Die Hard 1-3), Wesley 
Snipes (Demolition Man, Pas- 
sagier 57) oder Patrick Swayze 
(Roadhouse) kommen um 
choreografierte Nahkampf- 
einlagen nicht herum, um den 
sachkundigen und reizüber- 
fluteten jugendlichen Konsu- 
menten noch einen Kick zu 
verschaffen. 

Der Held der meisten Ac- 
tionfilme oder -serien ist ein 
Einzelgänger, oft ein aktiver 
oder ehemaliger Soldat oder 
Agent, wodurch sich seine 


Waffen- und Nahkampf-. 


kenntnisse erklären lassen. 
Seine Motive sind Rache 
und/oder Patriotismus, er ist 
ein Verteidiger der Gesell- 
schaft oder der ganzen „Frei- 
en Welt“ gegen äußere Fein- 
de, Verbrecher, Terroristen, 
Kommunisten oder Außerir- 
dische. Im Mittelpunkt des 
Films steht nicht der Tod oder 
die Überwindung der Gegner, 
sondern der Sieg dieses un- 
zerstörbaren Helden, der alle 
Feinde überwindet, zwar ei- 
nige Schrammen abbekommt, 
aber im wesentlichen unver- 
letzt bleibt. 

Nach Ansicht der däni- 
schen Forscherin Anne Jers- 
lev steht das „Funktionieren“ 
dieses Helden im Zentrum der 
Aufmerksamkeit. Rund um 
ihn geht in einer gewaltigen 
Materialschlacht alles zu 
Bruch, dies dient jedoch nur 
der Betonung seiner Unan- 
tastbarkeit. Der Held ist kör- 
perlich zwischen Mensch und 
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Maschine. Sein trainierter Kör- 
per wird eins mit seiner Waffe. 
Den Höhepunkt dieser Iden- 
tifikation bilden die Mensch- 
maschinen der „Robocop“- 
und „Terminator“-Filme, die 
Wegbereiter zahlreicher Nach- 
ahmer auf dem B-Movie-Sek- 
tor geworden sind. 

Jerslev sieht nicht die dar- 
gestellte Gewalt, auch nicht 
die simple Ideologie, sondern 
vielmehr die Inszenierung des 
männlichen Körpers als vor- 
dringliche Motivation für den 
Konsum von Actionfilmen an. 
In der Welt des Actionfilms 
bleiben verbale Argumente 
wirkungslos; Konflikte sind 
auf das Körperliche reduziert, 
Gewalt der einzige Weg zu ih- 
rer Lösung. Durch diese Sim- 
plifizierung und durch die 
Ausklammerung der negati- 
ven Folgen der Gewalt für den 
Helden (Schmerzen, Invali- 
dität) ist leichte Konsumier- 
barkeit gewährleistet. 


Reaktionäre Splatterfilme 

Im modernen Horrorfilm, vor 
allem im lautmalerisch be- 
nannten Subgenre des Splat- 
terfilms, sieht Jerslev die Vor- 
gaben des Actionfilms ins Ge- 
genteil verkehrt. Wenn dort 
der menschliche Körper im 
Grunde unversehrt bleibt, 
wird er hier verformt, zerfetzt, 
das Innere nach außen ge- 
kehrt. Die Mittel der Gewalt- 
anwendung müssen diesen 
Anforderungen genügen kön- 
nen, daher die Popularität von 
Schrotflinte und Kettensäge 
im Splattergenre. Haben wir 
dort einen einsamen Helden, 
der Horden von gesichtslosen 
Bösewichtern niedermetzelt, 
sehen wir im Splatterfilm ei- 
nen übermächtigen Schurken, 
der einer Gruppe von unin- 
teressanten „Helden“ der Rei- 
he nach höchst einfallsreich 
das Leben nimmt. Der Schur- 
ke wird am Schluß zwar be- 
siegt, doch nur zum Schein, 
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denn die meisten Splatterfil- 
me weisen eine Reihe von 
Fortsetzungen auf. 

Gerade die Reihe der 
„Freitag, der 13.*-Filme, oder 
auch die „Nightmare on Elm 
Street“-Serie können der 
Gruppe des „reaktionären 
Splatter“ zugeordnet werden, 
die die weitaus meisten Filme 
des Genres umfaßt. Nur ver- 
einzelt finden sich beunruhi- 
gende, „apokalyptische Splat- 
terfilme“ wie die „Zombie“- 
Trilogie George A. Romeros 
oder Tobe Hoopers „Texas 
Chainsaw Massacre“, die die 
sogenannte „heile Welt“ als 
korruptes, zerfressenes System 
denunzieren, das sich schließ- 
lich selbst verschlingt. 

Im reaktionären Splatter- 
film wie etwa „Halloween“ ist 
die Zentralfigur der Mörder, 
„ein unzerstörbares, allgegen- 
wärtiges Instrument der Re- 
pression. Teenager, die sich 
des Nachts mit ihrem Freund 
ein paar vergnügte Stunden 
machten, starben wie die Flie- 
gen unter seinen Messersti- 
chen. Die unschuldige Jamie 
Lee Curtis (...) überlebte. Was 
in ‚Halloween‘ (1978) ledig- 
lich Resultat von John Car- 
penters erstaunlicher ideolo- 
gischer Naivität gewesen war, 
entwickelte sich in ‚Friday the 
13th‘ (1980) dann zur gültigen 
Aussage. Der maskierte Killer 
im Camp Crystal Lake brach- 
te Studenten deshalb um, weil 
sie gerne nackt badeten, weil 
sie gerne Strip-Monopoly 
spielten. Fortan massakrierte 
der ‚Slasher‘ Teenager, die auf 
der Toilette in vollen Zügen 
ihren Joint genossen; Frauen, 
die sich zu sehr emanzipiert 
hatten. (...) Wo auch immer 
puritanische Regisseure den 
Grund für die Auflösung der 
Gesellschaft vermuteten, 
schlug der verrückte Killer 
zu.“ (Stresau, $. 176-178) 

Der Tod ist die Strafe für 
gesellschaftliche Abweichung, 


vor allem für sexuelle Frei- 
zügigkeit. Simplifizierende 
Anklänge an Freud sind vor 
allem in der Gestalt des im 
Traum mordenden Freddie 
Kruger nicht zu übersehen. 
Die Slasherfilme erlebten zwar 
ihre Hochblüte in den achtzi- 
ger Jahren, doch es werden 
weiterhin zahlreiche Billigfil- 
me für den Videomarkt nach 
demselben Muster produziert. 

Actionheld und Horror- 
Bösewicht sind also letztlich 
zwei Seiten derselben Medail- 
le. Wenn der Held des Ac- 
tionfilms die Gesellschaft ge- 
gen äußere Feinde verteidigt, 
so kämpft der „Slasher“, der 
Antiheld, gegen die moralische 
Zersetzung von innen. Beide 
sind zutiefst reaktionär und 
verkörpern im wesentlichen 
die gesellschaftlichen Werte 
der puritanischen USA. 


Realität und Fiktion 

In der medialen Entwicklung 
wird immer mehr auf die Zug- 
kraft der realen Gewalt ge- 
setzt. Seit 1992 zeigt die Show 
„Eyewitness Video“ des US- 
Senders NBC eine Zusam- 
menstellung von Morden, Un- 
fällen und Katastrophen, und 
das nicht in den Nachrichten, 
sondern im Unterhaltungs- 
programm. Deutsche Fern- 
sehstationen zogen bald nach, 
mit Sendungen wie „Retter“ 
(Sat1) oder „Augenzeugen-Vi- 
deo“ (RTL). 

Gewalttaten und Men- 
schenschicksale werden dabei 
den Konventionen der media- 
len Darstellung angepaßt. Die 
reale Gewalt muß sich der me- 
dialen annähern. „So wie die 
nackte Realität, wird auch die 
nackte Gewalt als unerträglich 
empfunden, weil immer mehr 
Menschen sich an die Unter- 
haltungsausgabe von Gewalt 
und Tod gewöhnt haben. (....) 
Der anhaltenden Tendenz, im- 
mer mehr ‚Reality’ ins Medi- 
um zu bringen, arbeitet offen- 


bar eine ihr nur scheinbar wi- 
dersprechende andere Ten- 
denz zu: Die Empfindungen 
der Zuseher über akzeptable 
Realitäten orientieren sich im- 
mer stärker daran, wie das 
Medium Realität darstellt“ 
(Rathmayr, S. 99). 

Dieser Prozeß bringt es mit 
sich, daß nur Ereignisse, die 
über das Fernsehen vermittelt 
werden, als wirklich empfun- 
den werden. Es wird dabei 
wohlwollend zur Kenntnis ge- 
nommen, wenn ein reales Er- 
eignis dem fiktionalen Stan- 
dard genügen kann. 


Einfluß medialer 
Gewaltdarstellung 

Die  Medienwirkungsfor- 
schung befaßt sich vor allem 
mit der Untersuchung, ob ge- 
walttätiges Verhalten durch 
mediale Gewaltdarstellung 
verstärkt oder ausgelöst wird. 
In Österreich ist diese Dis- 
kussion 1997 nach dem 
„Amoklauf“ eines Schülers in 
Niederösterreich, der eine 
Lehrerin tötete und eine wei- 
tere schwer verletzte, wieder 
aufgeflammt. 

Auf mehreren Inhaltsebe- 
nen ist ein Einfluß der gezeig- 
ten Gewalt auf den Zuschauer 
denkbar. Da wäre einmal die 
Ebene der Bilder, der reinen 
Darstellung des Gewaltaktes 
in seinen vielfältigen Formen. 
Von seltenen Ausnahmen ein- 
mal abgesehen, wird der häu- 
fige Anblick von Gewaltsze- 
nen in den Medien von seriö- 
sen Wissenschaftlern als Aus- 
löser für Gewalttaten generell 
abgelehnt. Interessanterweise 
ist dies aber die Ebene, auf der 
sich die Diskussion in den 
Medien bewegt, wenn sie ih- 
re eigene Gewalttätigkeit an- 
prangern oder sich selbst zu 
beschränken suchen. So titelte 
etwa „IV Media“ am 22. Mai 
1997 griffig: „Gewalt im TV. 
4000 Morde im Jahr. Macht 
Fernsehen unsere Kinder ka- 
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putt?“ Da werden Gewaltta- 
ten Jugendlicher in höchst un- 
seriöser Weise direkt mit 
ihrem Fernsehkonsum in Ver- 
bindung gebracht. Da werden 
penibel Leichen gezählt: am 
13.5. 1997 etwa kam ORF 1 
auf 21 Leichen in 8 1/2 Stun- 
den - ein wenig aussagekräf- 
tiger Wert, den Shakespeare 
oder Euripides locker in we- 
niger Zeit schaffen. Zugleich 
listet „TV Media“ die gewalt- 
tätigsten Filme der laufenden 
Programmwoche auf — Ab- 
schreckung oder, undenkbar, 
doch Quotenhascherei? 

Aber der Artikel entlarvt 
sich selbst: „Wenn das fami- 
liäre Umfeld intakt ist und die 
Eltern sich mit dem TV-Kon- 
sum der Kinder auseinander- 
setzen, besteht wenig Gefahr. 
(...) Anders, wenn der Fernse- 
her den Babysitter ersetzt. 
Dann ‚lernen‘ die Kinder in 
schlechten Filmen, Gewalt als 
Lösung für Probleme einzu- 
setzen.“ In der Auseinander- 
setzung geht es zudem nur um 
Action- und Horrorfilme, die 
sich Kinder ohnehin nicht an- 
sehen sollten. Das hohe Level 
an Gewalttätigkeit in Filmen 
wie „Kevin - Allein zu Haus“ 
wird, weil „lustig“, nie ange- 
sprochen, obwohl sich klein 
Kevin wie die Kindergarten- 
variante von Charles Bronson 
verhält. 

Es ist aus dieser Sicht klar, 
daß das Mittel der Zensur be- 
sonders bluttriefender Szenen 
etwa durch die deutsche FSK 
(Freiwillige Selbstkontrolle) 
oder die Sender selbst besten- 
falls als Augenauswischerei be- 
zeichnet werden kann. Es han- 
delt sich um eine Alibihand- 
lung von Medien, die Gewalt 
zeigen wollen, aber unter Hin- 
weis auf die Zensur deren 
Wirkung auf die Zuseher zu- 
gleich abstreiten. 

Eine weitere Wirkungse- 
bene könnte die der Rollen- 
bilder, Verhaltensmuster und 
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Erfolgsstrategien darstellen. 
Hier konnte bisher trotz tau- 
sender einschlägiger Studien 
ein Einfluß auf alle Fernseh- 
konsumenten nicht eindeutig 
nachgewiesen werden. Be- 
stimmte Risikogruppen dürf- 
ten sich jedoch durchaus am 
Vorbild der medialen Gewalt- 
täter orientieren. Es „erscheint 
der Verdacht begründet, daß 
gerade für die sozialen Grup- 
pen in den USA, für die das 
auf dem Fernsehschirm ver- 
mittelte Geschehen unmittel- 
baren Wirklichkeitsbezug hat, 
violente Medieninhalte als rea- 
le Orientierungsmuster gelten 
können. Die Medien stoßen 
hier in soziale Kontexte hin- 
ein, in denen traditionelle Fak- 
toren sozialer Kontrolle nur 
noch eine geringe Bedeutung 
haben und somit andere So- 
zialisationsagenten wie etwa 
das Fernsehen eine besonders 
starke Wirkung entfalten kön- 
nen“ (Zinnow, $. 237). 

Der Theorie vom Erlernen 
gewalttätiger Verhaltensmu- 
ster durch die Medien wider- 
spricht auch die Tatsache, daß 
die weitaus häufigste reale Ge- 
waltsituation, nämlich männ- 
liche Gewalt gegen Frauen 
und Kinder innerhalb der ei- 
genen Familie, medial nur sel- 
ten, und dann negativ verar- 
beitet wird. Deren Ursache 
muß also woanders zu suchen 
sein. Inwieweit die Vorliebe 
für Selbstjustiz im amerikani- 
schen Film das Verhalten der 
Bevölkerung mitbeeinflußt, 
wäre ebenfalls noch zu unter- 
suchen. 

Schließlich finden wir uns 
auf der Ebene der Lebensein- 
stellungen, der persönlichen 
Grundhaltungen und Ideolo- 
gien. Hier läßt sich schon ein 
enger Zusammenhang vor al- 
lem zum Fernsehkonsum fest- 
stellen. Nach einem psycholo- 
gischen Modell sind es vor al- 
lem ängstliche Menschen mit 
niedriger Toleranz für kom- 


plexe reale Vorgänge, die als 
„Represser“ entweder simple, 
gewaltfreie Programme wie 
Seifenopern oder aber, als 
„Sensibilisierer“, genauso sim- 
ple, aber besonders brutale 
Filme oder Reality-TV-Shows 
konsumieren. Die persönliche 
Grundeinstellung dieser Men- 
schen wird zwar durch Medi- 
en nicht hervorgerufen, aber 
sehr wohl bestärkt, und durch 
die wachsende Zahl dieser 
Konsumenten steigt auch das 
Angebot an stereotypen Trivi- 
alsendungen aller Art (vgl. Vi- 
touch, S. 180f.). Da die ängst- 
lichen „Sensibilisierer“, aber 
auch die „Represser“ sich 
durch komplexe Alltagssitua- 
tionen oft überfordert fühlen, 
sind sie prädestinierte Opfer 
der vielzitierten „Kurz- 
schlußhandlung“. So kann al- 
so ein Zusammenhang, wenn 
auch kein kausaler, zwischen 
Medienkonsum und Gewalt- 
handlung festgestellt werden. 
Auch Rathmayr sieht die Me- 
dien nicht als verantwortlich 
für konkrete Gewalttaten an, 
wohl aber für die Aufrechter- 
haltung und die Aufschauke- 
lung der gesellschaftlichen Ge- 
walttoleranz. 

Als Gegengewicht muß al- 
lerdings auch im Auge behal- 
ten werden, daß von offen- 
sichtlicher Gewalt freie Medi- 
en nicht unbedingt Zeichen ei- 
ner gewaltfreien Gesellschaft 
sind. Die strukturelle Gewalt 
der Meinungen, Verordnun- 
gen und Regulationen stellt ei- 
ne zwar verborgene, aber nicht 
minder große Macht dar. Es 
gab schließlich bereits zwei na- 
tionale Filmindustrien, deren 
bewußt „saubere“ Produkte — 
bei aller nicht zu vernachläs- 
sigender Unterschiede — den 
Ansprüchen vieler heutiger 
Gewalt- und Sexkritiker 
genügt hätten. Es waren die 
Filme des nationalsozialisti- 
schen Deutschland und der 
stalinistischen UdSSR. | 
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Neue Schikane 
gegen Zivildiener 


Zivildienstberatung 
jeden Montag 

ab 1800 Uhr 

in der Bürogemeinschaft 
1010 Wien, 
Schottengasse 3a/1/4/59 
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uf Initiative von ÖVP 
Alu FPÖ soll das Zivil- 
dienstgesetz geändert wer- 
den: Abschaffung des 
Grundlehrganges, kein Recht 
auf Zuweisung binnen Jah- 
resfrist, die Halbierung der 
Vergütung und der Zivildie- 
ner, Zuweisungen nur mehr 
zu Rettungswesen, Sozial- 
und Behindertenhilfe sowie 
Katastrophenhilfe. 

Die Bundesregierung 
missbraucht die Initiativ- 
rechte der Abgeordneten, 
um ihre Exekutivinteressen 
durchzusetzen. Der Bud- 
getausschuss, in dem der 
Entwurf für die Novelle be- 
schlossen wurde, hat nor- 
malerweise keine Experten 
für Zivildienstrecht als Mit- 
glieder. Die Handschrift der 
Novelle zeigt eindeutig, dass 
es sich um einen Beamten- 
entwurf handelt. Wir for- 
dern daher ein übliches Ge- 
setzgebungsverfahren für die 
Exekutivinteressen der Re- 
gierung mit einem normalen 
Begutachtungsverfahren, die 
Zuweisung an den Innen- 
ausschuss durch das Parla- 
ment und die Einladung zur 
Begutachtung an die Träger-, 
Zividiener- und Jugendorga- 
nisationen. 


Staatlicher Zwangsdienst 
gefährdet Existenz 

Von allen unseren Beratern 
wird uns mitgeteilt, daß die 
geplante überfallsartige Än- 
derung des Zividienstgeset- 
zes massive Verunsicherung 
unter den Zividienstpflichti- 
gen auslöst. Zivildienst- 
pflichtigen und Trägerorga- 


nisationen soll das Recht auf 
Zuweisung genommen wer- 
den ($10/1 und $10/2 ZDG- 
Novelle 2000). Diese Rege- 
lung ist ein besonderer Zy- 
nismus, da gleichzeitig das 
Recht auf Aufschub aus 
Gründen der Berufsausbil- 
dung sehr regide ausgelegt 
wird. Dem Zivildienstpflich- 
tigen wird daher die Le- 
bensplanung verunmöglicht, 
da er nicht wissen kann, 
wann er seinen Zwangs- 
dienst leisten muss. Gleich- 
zeitig besteht die große 
Unsicherheit, eine bereits 
begonnene Ausbildung ab- 
schließen zu können. Darü- 
ber hinaus ist ein Übertritt 
ins Berufsleben fast unmög- 
lich (abgeschlossener Prä- 
senz- bzw. Zivildienst als 
Voraussetzung!). 

Die ersatzlose Streichung 
des Verpflegungsentgelts wird 
zur Verarmung der Zivildie- 
ner führen. Derzeit erhält der 
Zividiener 65 2.358,- Pau- 
schalvergütung plus öS 155,- 
pro Tag Verpflegungsentgelt. 
Die Novelle sieht lediglich ei- 
ne Pauschalvergütung von öS 
3.648,— vor. Dem Zivildiener 
soll praktisch die Hälfte 
seines Entgeltes genommen 
werden. Nach der bereits 
1992 gestrichenen Vergü- 
tung von Wasch- und Putz- 
geld und der strengen Aus- 
legung der Wohnkostenbei- 
hilfe, wird den Zivildienern 
ein großer Teil ihres Ein- 
kommens entzogen. Die 
Botschaft ist eindeutig — wer 
sich den Zivildienst nicht 
leisten kann, muss zum Bun- 
desheer. 


Der Sparwille der Regie- 
rung dient nur als Vorwand, 
die zivilen Teile der Gesell- 
schaft zu schwächen. Die In- 
dizien sind eindeutig. Gem- 
einnützige Vereine sollen 
durch den Wegfall des be- 
günstigten Posttarifs finanzi- 
ell ruiniert werden. Kleinen 
Organisationen, die einen 
Teil ihrer Dienstleistungen 
über Zivildiener aufrecht er- 
halten konnten, werden nun 
diese personellen Ressourcen 
entzogen. 

Wenn die Regierung das 
Budget ernsthaft sanieren 
wollte, müsste sie Steuer- 
schulden bei den Reichen 
eintreiben, anstatt Steuer- 
hinterzieher zu amnestieren. 
Sie könnte aber auch die 
enormen Kosten des Grenz- 
einsatzes des Bundesheers 
einsparen. Tatsache ist, dass 
sich die Regierung für das 
Sparen bei den Schwachen 
in der Gesellschaft entschie- 
den hat. 


Die ARGE für Wehr- 
dienstverweigerung und Ge- 
waltfreiheit fordert: 


° Verkürzung des Zivildien- 
stes auf 8 Monate 

e Finanzielle Gleichstellung 
von Wehr- und Zivildie- 
nern 

° Beihilfe für den benötig- 
ten Wohnraum an alle 
Zwangsdiener (Wehr- und 
Zivildiener). 

© Rechtssicherheit auf Auf- 
schub aus Gründen der 
Berufsausbildung 

® Das Recht auf Zuweisung 
zu allen Dienstleistungs- 
gebieten auf Antrag des 
Zivildienstpflichtigen 


Kontakt und Info über Pro- 
testaktionen und die Aktions- 
woche ab 8. Mai 2000: 
argewdv@utanet.at; 
www.zivildienst.at; 
zd-haidImayr@gruene.at 
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Was uns die Geschichte lehrt... 


lan Steinberg, Exekutivdi- 
Ei des World Jewish 
Congress, ist ein besonnener 
Mensch, nachzulesen in einem 
längeren Interview in der 
Presse vom 15. April. Die Be- 
sonnenheit der Presse wie- 
derum erhellt ein dem Inter- 
view beigestellter Kasten mit 
dem Titel „Der Jüdische 
Weltkongreß“. Zunächst er- 
fahren die LeserInnen, der 
WJC sei in Österreich „allge- 
mein ‚bekannt‘,, und zwar 
durch die Veröffentlichung 
von „angeblich belastende(n) 
Dokumente(n)“ über Wald- 
heim. Entgegen dem „hoch- 
trabenden Namen“ sei er 
„keine Vertretung der Juden 
in aller Welt.“ Dafür sei der 
WIJC „erfolglos“, weiß nicht 
nur die Presse, sondern „hat 
die Geschichte gelehrt“: Ge- 


lang es dem Kongreß, ob- 
gleich „1936 in Genf gegrün- 
det“, doch nicht, die Shoah 
zu verhindern. Schließlich hat 
der WJC auch noch einen 
Präsidenten. Edgar Bronfman 
ist zwar hierzulande nicht we- 
niger „bekannt“ als der Kon- 
greß selbst, aber festgehalten 
sei doch, daß er „Geschäfts- 
mann“ ist. Sie verstehen? 
Nein? Müssen wir deutlicher 
werden? „Spirituosen, Im- 
mobilien.“ Ach ja, ein Speku- 
lant, eh klar. 

Der Antisemitismus der 
Presse mag subtiler sein als 
der der Kronenzeitung, sub- 
til ist er nicht. Und er ist ge- 
wiß nur ein Vorgeschmack auf 
das, was in den nächsten Wo- 
chen und Monaten, Ed Fagan 
sei Dank, landauf landab wird 
lesen und hören können, wer 


zu lesen und zu hören noch 
gewillt ist - wohlgemerkt we- 
niger von Haider oder der 
FPÖ, denn von Kanzler, ÖVP 
oder Regierungsbeauftragten: 
Da habe er sich aber ge- 
schnitten, so die mit einer 
möglichst gering zu haltenden 
Entschädigung von Zwangs- 
arbeitern befaßte Schaumay- 
er diesfalls in der Kronenzei- 
tung (16. April), „wenn er ge- 
glaubt hat, wir fürchten uns 
alle zu Tode“ vor dem jüdi- 
schen Anwalt. Das hat uns 
„die Geschichte gelehrt“, daß 
wir Österreicher uns nicht zu 
Tode fürchten müssen, und 
da „lassen wir uns“ ganz be- 
stimmt „nicht von Herrn Fa- 
gan und seinen mutwilligen 
Aktionen abhalten, den armen 
betagten Zwangsarbeitern ei- 
ne bescheidene humanitäre 


Geste zuzuwenden und so 
Rechtsfrieden zu erlangen.“ 
Und wo „Rechtsfrieden für 
österreichische Firmen her- 
beigeführt wird“, ist für „Be- 
reicherung der Anwälte“ kein 
Platz. Das „könne nur dazu 
dienen, den armen Menschen, 
also den Zwangsarbeitern, das 
Geld vorzuenthalten.“ Wie- 
viel die Anwälte den „armen 
Menschen“ vorenthalten, hat 
die Presse bereits auf den 
Dollar genau ausgerechnet: 
„Insgesamt sind über 
6300 Stunden zu je 259 Dollar 
kalkuliert worden. Damit 
nicht genug, vor Gericht wur- 
den die Stundensätze verdrei- 
facht.“ Multiplizieren sie 
selbst. Solch einen Reibach 
müssen Sie mit „Immobilien, 
Spirituosen“ erst einmal ma- 
chen. „Das wäre unser Staats- 
bankrott!“ Aber nicht mit 
uns. Dagegen wissen wir uns 
zu wehren -— wie „die Ge- 
schichte gelehrt hat.“ 

MARKUS KEMMERLING 


Arm eea bsch affu n g swe n Preis pro Flasche/für Mitglieder der ARGE oder ab 12 Flaschen 


Weinbau Walter Zehetmayer, Feuersbrunn, NÖ 


Flaschen weınvertuner Grüner Veltliner, trocken, Qualitätswein gerebelt ...................22222222000: 55,-/45,- 
Flaschen weınzweiceır Zweigelt, trocken, Qualitätswein gerebelt ............2.2222eseeeeeeeeeeneeeenn 55,-/45,- 
Weinbau Walter und Gabriele Mühlegger, Soss, NÖ, Ernte für das Leben 
Flaschen weıncharpo Chardonnay, trocken, fruchtig .........22222222sseeeeeeenneeeeennneee nennen 100,-/90,- 
Flaschen weınrıesung Riesling-Sylvaner, unkomplizierter, leichter Weißwein ........2..2222222eeeeeenn: 95,-/85,- 
Flaschen weınpinornoir Pinot Noir, kräftiger, säurebetonter Rotwein ...............2222nneeeeenennnnee 100,-/90,— 
Flaschen weınsıauer Blauer Portugieser, milder, samtiger Rotwein ............222222eeeeeeeeennennnn 95,-/85,- 
Flaschen weınsteranıe Cuvee Stefanie, Qualitätssekt aus Welschriesling und Grünem Veltliner .......... 200,-/190,- 
Flaschen weınrose Cuvee Rose, Qualitätssekt, Grundlage Blauer Portugieser ..................2.... 200,-/190,— 
Flaschen weıncLöcer Glögerbrand, Destillat aus Hefe und Fruchtanteilen nach der Gärung ............ 210,-/195,- 
Plaimont Producteurs, St. Mont, Frankreich 
Flaschen weınpLaımont Plaimont Selection, fruchtiges, unkompliziertes Rotwein-Cuvee .......2222e22 2200. 90,-/85,— 
Bei Versand: zuzüglich 20% Versandkosten 
T-Shirts, Präserln, Feuerzeuge, Anstecker Binsahre 
1 1 I 
Stück fshirrasvuxe T-Shirt „Asyl’fürDeserteure, XL a2... ee nenne 120,- 
Stück _TsHirtasyıxxı T-Shirt „Asyl für Deserteure", XXL ........2222222220sseeeeeeeeeeeeenenennn nenn 120,- 
Pkg. PRÄSERL Präserl „Keine Soldaten für das Bundesheer", 2 Stück ........22222222eeeeeeeeeeenn 20,- 
Stück reuerztus Feuerzeug „Bundesheer abschaffen" ................2222222@eseeeeeeeeeneneennnnn 20,- 
Stück ansteckerr Anstecker „Zerbrochenes Gewehr" .........:222222seeeeeeeeneeeneeeee ernennen 25,- 


U] Ich interessiere mich für die Friedenssteuer - senden Sie mir den Faltprospekt mit näheren Informationen zu! 
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Das Abo-Geschenk 


NeuabonnentInnen erhalten - so lange der Vorrat reicht — 
eines der beiden nachstehenden Bücher. Rasch bestellen und 
Geschenkwunsch ankreuzen! 


“ der 
das Ende 
y ugostawien AI |ödernisierung 


nachholendt 


Ernst Lohoff: Der Dritte Weg 
in den Bürgerkrieg Jugosla- 
wien und das Ende der nach- 
holenden Modernisierung 


Wolfgang Purtscheller (Hg.): 
Die Rechte in Bewegung Seil- 
schaften und Vernetzungen 
der „Neuen Rechten“ 


b 


u 
” 
“ 
3 
Ed 
© 


Aktuell: T-Shirts „Kein 
Mensch ist illegal“ 


‚ attwenger ® b.d.f. « bone « dharma 
bums insane « die knödel « hermann 
wurzer « loud ® m.g. firebug » naked 
lunch » play the tracks of * puemp 
° reas « schönheitsfehler « scrooge 
« shaken not stirred ® sigi maron ® 
sigis bruder « the more extended ver- 
sions « those who survived the plague 


Fast neu: CD „Etwas besseres als Europa“ 
total time 1:16:03 


Die Abo-Bedingungen 

Das Context XXI-Abonnement kann jederzeit schriftlich bestellt 
werden und beginnt mit der nächsterreichbaren Ausgabe. 
Das Abonnement gilt für den Rest des laufenden Jahrganges 
und für den darauffolgenden Jahrgang. Früher erschienene 
Hefte können - falls noch lieferbar - einzeln bestellt werden 
(Bestellschein unten). Das Abonnement gilt als um ein wei- 
teres Jahr (8 Ausgaben) verlängert, wenn es nicht bis späte- 
stens 15. Dezember schriftlich gekündigt wird. Die Kündi- 
gung ist nur zum Ende eines Jahrganges möglich. Das Abon- 
nement ist gegen Rechnung im voraus zahlbar. 

Das Probeabo: Sie erhalten die nächsten drei Ausgaben gratis zu- 
gesandt. Danach werden wir uns wieder an Sie wenden und 
Sie zu einer Fortsetzung des Bezugs im Normalabo einladen. 


Preise: 

Österreich: u 4.00 1 aaa ne 250,- ATS 
Auslatidsn.a nase sh dee ae ae 350,- ATS 
Übersee. ass en 450,- ATS 
Forderab6r.. 4 0 4. 10.0ne see 700,- ATS 


Dauerbrenner: Ratgeber 
Wehrdienstverweigerung 


Bestellschein bitte senden (faxen) an: Bureau No.2, Schottengasse 3a/1/4/59, A-1010 Wien, Fax: ++43-1/532 74 16 


Die Abo-Bestellung 


Ich bestelle hiemit ein Als Abo-Geschenk 


Abonnement wähle ich folgendes Buch: 
] Förderabonnement Purtscheller: Die Rechte 
| Probeabonnement in Bewegung 
der Zeitschrift Context XXI | Lohoff: Der Dritte Weg 


ab der nächsterreichbaren Ausgabe. 


in den Bürgerkrieg 


Die Mediadaten 


Ich bin eventuell an einer Einschaltung in 
der Zeitschrift und/oder in der Internet-Aus- 
gabe von Context XXI interessiert. Senden Sie 
mir bitte Mediadaten und Terminplan. 

und kontaktieren Sie mich telefonisch unter 


IE NUMMER 3.0 east 


Einzelhefte, Broschüren, T-Shirts, CDs ... Eier 
____ Stück ZooMono0 »ZOOMEHefitle) Nr aaa re AR ee 35,- 
____ Stück conoooo Context IOXU-ELeHllEIINE. san ann ans nn nn a na een REN RR NR 35,- 
___ Stück zoomg70s5 Broschüre: Ratgeber Wehrdienstverweigerung - Zivildienst wa. ........22222222cee000- 50,- 
____ Stück zoomgsoer Broschüre: Europa 2001 - Odyssee im Weltmarkt ........22222eeeeeeeeeeeeeeeeneenn 70,- 
Stück zoomssos Broschüre: Es muß nicht immer GLADIO sein - Attentate, Waffenlager, Erinnerungslücken .. 70,- 
____ Stück zoomer022 Broschüre: ImmerWEHRend - NATO-Integration, Neutralitätsbrüche, Militarisierung ....... 70,- 
__ Stück corurora CD; Etwas:besseressäls Europa ..5:4.r0e.000nss sone an nenne 80,- 
Stück _T1sHirrkeinsk T-Shirt Kein Mensch ist illegal, schwarz, Aufdruck klein To VEN Re 120,- 
T-Shirt Kein Mensch ist illegal, schwarz, Aufdruck groß ............222cccseeecsenn: 120,- 
Stück _tsHirtkeinsk T-Shirt Kein Mensch ist illegal, blau, Aufdruck klein, Größe XL..............: 222220: 120,- 
T-Shirt Kein Mensch ist illegal, blau, Aufdruck groß, Größe XL ............22222220.: 120,- 
Bösteller/in: ....048r.u4 20.0. ae rn a IR ana ee ie 


Zivildienst ade? 


Podiumsgespräch mit 


Peter Steyrer 
(Grüner Klub im Parlament) 


Georg Zwinger 
(Bewähungshilfe Salzburg) 


Alexander Neunherz 
(Plattform für Zivildiener) 


Moderation: 
Hans-Peter Graß 
(Friedensbüro Salzburg) 


am Freitag, 26. Mai, 1930 Uhr 


im Kulturgelände Nonntal, 
Mühlbacherhofweg 5, 5020 Salzburg 


Dem Zivildienst geht es an den Kragen. Betroffene gibt 
es genug: Die Zivildiener, die in Zukunft von 43,- S am 
Tag leben sollen und deren ohnehin unzulängliche Aus- 
bildung nicht etwa verbessert, sondern einfach abge- 
schafft werden soll; die Zivildiensteinrichtungen, die ent- 
weder völlig gestrichen oder personell gekürzt werden 
sollen und dafür auch noch um einiges mehr zahlen müß- 
ten als bisher. Und nicht zuletzt die österreichische Si- 
cherheitspolitik, die dadurch nicht nur einen Schritt hin 
zu einem Berufsheer, sondern auch zu einer zunehmen- 
den Militarisierung der Gesellschaft getan hat. 


Context XXI 
im Buchhandel: 


Die Zeitschrift ist in folgenden, 
gut sortierten Buchhandlungen erhältlich: 


Wien: 
Bücher-Zentrum Wipplingerstraße 
Infoladen 10 
Monte Veritä 
Kolisch 
Winter 
Zentralbuchhandlung 


Berlin: 
Argument 
Schwarze Risse 


Nur tote Fische kommen in die 
Zeitung, wilde Fische fliegen 


Antinationales &> linksradikales 
Sommercamp 22. 7. bis 6. 8. 00 


www.junge-linke.de = 
pf 910429 = 30424 hannover 


„Vergangenheitsbewältigung“ 
FRE 24. bis 26. März 
Seminare 


gegen Was ist Ideologie? 
EIERN 7. bis 9. April 


ME Deutsche Kriegspolitik 
5. bis 7. Mai 


Das Leben lebt nicht 
19. bis 21. Mai 


Marx ist tot - Na und? 
9. bis 12. Juni 


Kuba - Alptraum? Hoffnung? 
7. bis 9. Juli 2000 


pf 910429 = 30424 hannover 


1 www.junge-linke.de 


WIDERSPRUCH 
38 


Globalisierung 
und Widerstand 


Freihandel, Weltwirtschaft und Peripherie; Finanzmärkte 
und Tobin-Steuer; Globalisierung, Migration und Frauen; 
Ende des Nationalstaates? Standortnationalismus, Ex- 
portwirtschaft und Binnenmarkt; Pharmaindustrie und 
Gewerkschaften; Agrokonzerne und Patente auf Leben 


Beiträge zur 
sozialistischen Politik 


Ch. Scherrer, R. Falk, J. Bischoff, F. Chesnais, 

E. Altvater, B. Mahnkopf, B. Young, M.Krätke, 

Ch. Butterwegge, W. Brüggen, E. Peine, H.Schäppi, 
F. Koechlin 


Diskussion: Schuldenkampagne 


D. Keet: Jubilee 2000 und der Süden 

G. Ochsner: Schuldendebatte und Menschenrechte 
M. Madörin: Schuldenstreichung und Legitimität 

B. Unmüßig: Weltbank, IWF und Armutsbekämpfung 
D. Drüssel: Entschuldungspolitik und die NGO 

U. Brand: Global Governance - Weltordnungspolitik? 


Marginalien / Rezensionen / Zeitschriftenschau 


228 Seiten, Fr./DM 21.- (Abonnement 36.-/38.-) zu beziehen 
im Buchhandel oder bei 

WIDERSPRUCH, Postfach, CH-8026 Zürich 

Tel./Fax 01 - 273 03 02 

vertrieb@widerspruch.ch www.widerspruch.ch 


Context XXI 


Was die Bundesregierung von Ihnen und uns hält: 


z.B. Postzeitungsversand 


Sehr geschätzte Leserin, sehr geschätzter Leser! 


Wir hoffen, unsere Zeitschrift erfreut sich Ihrer Wertschätzung ebenso wie Sie sich unserer Wertschätzung als gesellschaftlich 
regsame und interessierte Leserinnen und Leser gewiß sein können. Die gegenwärtige Bundesregierung begegnet uns allen mit 
einer Geringschätzung, die die der vormaligen Bundesregierung noch um einiges übertrifft. Recht eigentlich ist „Gering- 
schätzung“ eine Beschönigung. Seitens eines ÖVP-Klubobmanns Khol wurde Ihnen und uns schon vor Jahren die offene Geg- 
nerschaft erklärt - über die Diffamierung, wirtschaftliche Schädigung und Verfolgungs-Vorbereitung, die von der ÖVP seit 
Jahren in Sachen Publizistikförderung betrieben wird, haben wir ja berichtet. 

Wie auch in Sachen Zivildienst und an allen möglichen anderen Ecken und Enden geht es jetzt auch bei den Medien ans 
Eingemachte: Die Regierung nahm in den vergangenen Wochen einen Anlauf zur generellen Abschaffung des Postzeitungs- 
versandes. Herr Khol hat in einem Interview angedroht, statt des generell begünstigten Tarifs für Zeitungen hintenherum ein- 
zelne Vereine/Zeitschriften mit Direktförderungen schadlos halten zu wollen und dabei die „Böcke“ von den „Schafen“ zu 
trennen. Aus den vergangenen Jahren kennen wir bereits der dunklen Rede finsteren Sinn. Khol und seine neuen Koali- 
tionsfreunde wollen uns als OrganisatorInnen von womöglich kritischen Öffentlichkeiten und Sie als TeilnehmerInnen an 
Öffentlichkeiten los werden. So einfach ist das. 

So einfach wollen wir es ihnen aber nicht machen. Die Budgetbegleitgesetze, mit denen unter anderem der Postzei- 
tungsversand abgeschafft werden soll, werden am Tag der Drucklegung dieser Zeitschrift im Plenum des Nationalrates be- 
handelt. Der Ausgang ist ungewiß — zuletzt war die Rede davon, den Postzeitungsversand bis Ende 2001 doch im Prinzip bei- 
zubehalten und lediglich die Tarife zu erhöhen. 

Bei einer gänzlichen Streichung des Postzeitungstarifs wäre nach kolportierten Aussagen mit einer Erhöhung des Posttarifs 
pro Heft auf bis zu 6,- ATS zu rechnen - das würde sich für Context XXI mit einer Erhöhung der Abo-Preise um etwa 40,- ATS 
auswirken. 

Wir wissen noch nicht, wie sich diese Angelegenheit bis zum Versand dieses Heftes noch entwickeln wird, aber wir sehen es 
als unsere Verpflichtung an, Sie auf den „worst case“ vorzubereiten. Auch wenn es in diesem Anlauf im Plenum des National- 
rates nicht ganz so dick beschlossen werden sollte wir zuvor schon im Budgetausschuß: Mit weiteren Anläufen ist zu rechnen! 

Die Bundesregierung will uns ruhig stellen. Eine Ruhe soll sie aber nicht haben. Wir laden Sie deshalb ein, den Politiker- 
Innen selbst mitzuteilen, was Sie von deren Haltung Ihnen als LeserInnen gegenüber halten. Dafür einige sachdienliche 


Hinweise: 


Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel 
Ballhausplatz 2 
1014 Wien 
e-Mail: wolfgang.schuessel@bka.gv.at 


Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie Dipl.-Ing. Michael Schmid 
Radetzkystraße 2 
1030 Wien 
Telefon 01/71 162-8001 


Klubs der FPÖ, ÖVP, SPÖ, Grünen im Parlament 
Parlament 
1017 Wien 


Freie Meinung braucht Freie Medien! 
Dazu erhalten Sie demnächst eine Aussendung von uns. 


